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PROFIL > auf ein wort

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

dass man als Lehrer mit einem Bein im
Gerichtssaal oder gar im Gefängnis stehe,
ist eine häufig gehörte Behauptung. Dabei
wird insbesondere auf die weitreichenden
juristischen Folgen verwiesen, die beispiels-
weise eine folgenhafte Verletzung von Auf-
sichtspflichten nach sich ziehen kann, aber
auch die bloße Annahme von Freiplätzen bei
Klassenfahrten oder die nichtwissentliche
Verletzung von Urherberrechten hat dem ein
oder anderen Kollegen schon gewaltigen juris-
tischen Ärger eingebracht.

In den letzten beiden Monaten hat ein Ge-
richtsurteil die Medien beschäftigt, das einer
Lehrkraft aus Kaarst eine Verurteilung (Verwar-
nung mit Strafvorbehalt) wegen Freiheitsbe-
raubung einbrachte. Was war passiert? Zum
Ende einer Schulstunde hatte der Musiklehrer
sich auf einen Stuhl vor die Klassentüre ge-
setzt und kontrolliert, ob alle die gegebene
Übungsaufgabe, einen Text abzuschreiben,
vorweisen konnten. Ein Schüler rief darauf per
Handy die Polizei und behauptete, in der Klas-
se würden Schüler festgehalten und geschla-
gen. Vom Vorwurf, einen Schüler geschlagen
zu haben, wurde die Lehrkraft übrigens freige-
sprochen. Unabhängig davon, ob sich die Lehr-
kraft in diesem Fall pädagogisch angemessen
und klug verhalten hat, ist die Signalwirkung
dieses Urteils fatal. Bisher hieß es immer, das
Ende des Unterrichts bestimme der Lehrer –
sonst niemand. Es kann eben auch mal erfor-
derlich sein, die Stunde um die ein oder andere
Minute zu verlängern, um das Unterrichtsziel
zu erreichen oder ganz einfach nach einer
Gruppenarbeit das Klassenzimmer wieder auf-
zuräumen.

Kurzum, anstatt Rechtssicherheit hat das Ur-
teil zu einer massiven Verunsicherung beige-
tragen, was denn Lehrkräfte überhaupt noch
dürfen. 

Dazu passt, dass es seit einigen Monaten ei-
nen Rechtsratgeber für Eltern und Schüler gibt
mit dem schönen Titel ‘Was Lehrer nicht dür-
fen!’

Da wird aufgelistet, mit welchen juristischen
Mitteln man sich möglichst wirkungsvoll ge-
gen Ordnungsmaßnahmen, Noten und Zeug-
nisse wehren kann.

Die Justiziare des Philologenverbandes, die An-
wälte der Dienstleistungszentren des Beam-
tenbundes können ein Lied davon singen, wie

massiv die juristische Streitlust von Eltern in
den letzten Jahrzehnten gestiegen ist. Dabei
macht sich erschwerend bemerkbar, dass im-
mer mehr Eltern rechtsschutzversichert und
bestens darüber im Bilde sind, wie man schuli-
sche Entscheidung anfechten oder gegen Lehr-
kräfte und Schulleitungen Dienstaufsichtsbe-
schwerden stellen kann. 

Auch wenn diese Elternklientel mit dem An-
walt im Gepäck noch immer eine Minderheit
darstellt, beeinflusst sie doch immer stärker
das Schulleben und trägt auch ihren Teil zu der
staatlichen Gegenreaktion einer zunehmen-
den Verrechtlichung des Schulalltags bei.

Ein besonders einschneidendes Erlebnis hatte
übrigens vor einigen Monaten ein Biolehrer in
Bad Zwischenahn. Dieser hatte einen zwölf-
jährigen Schüler wegen massiver Unterrichts-
störung vor die Tür geschickt. Darauf sandte
der Junge seinem Vater, einem Polizisten, eine
SMS. Bei dem anschließenden Streit zwischen
der Lehrkraft und dem schnell herbeigeeilten
Vater, schaltete dieser plötzlich aus dem ‘Va-
ter-Modus’ in den ‘Polizei-Modus’, attestierte
der Lehrkraft ‘glasige Augen’, einen ‘schweren
Gang’ und ‘Alkoholgeruch’ und alarmierte sei-
ne Kollegen zwecks Alkoholkontrolle und Blut-
entnahme, da die Lehrkraft mit dem Auto zur
Schule gefahren sei. Das Ergebnis: 0,0 Promil-
le!

Was am meisten erstaunt: Als der Lehrer ge-
gen diese Schikane vor Gericht zog, wurde der
Polizistenvater in erster Instanz freigespro-
chen. Erst in zweiter Instanz kam es zu einem
Urteil in einem ‘minderschweren Fall’ wegen
Amtsmissbrauchs.

Gut, solche alptraumhaften Vorkommnisse
sind absolute Einzelfälle. Zur Kenntnis nehmen
muss man allerdings, dass die Vorstellung von
einer Erziehungspartnerschaft zwischen El-
ternhaus und Schule nicht von allen Eltern ge-
teilt wird. Manche – und es werden mehr –
verstehen sich in erster Linie als Anwälte ihrer
Kinder, die – wenn nötig – auch mit juristi-
schen Mitteln das Fortkommen ihrer Kinder er-
zwingen wollen.

Mit kollegialen Grüßen

Ihr
Heinz-Peter Meidinger

Mit einem Bein im Knast?

Heinz-Peter Meidinger,
Bundesvorsitzender
des Deutschen
Philologenverbandes

Profil 10/2016.qxp_Profil  05.10.16  12:33  Seite 3



> PROFIL | Oktober 20164

      Mehrheit will Noten und
      Sitzenbleiben beibehalten
        DPhV begrüßt Ergebnisse der YouGov-Meinungsumfrage    5
      Fachtagung des DPhV: Digitalisierung am
      Gymnasium am 4. November 2016 in Bonn          6

      Rainer Starke & Steffen Pabst:
      Gesundheit der Lehrkräfte:
      Stiefkind der Politik                                                       8
      Lehrergesundheit: Möglichkeiten
      der Stressbewältigung                                              13

      Stefan Kühl: Die Trivialisierung der Studierenden
        KMK und HRK drohen in die Kompetenzfalle zu tappen    16

      Dr. Benedikt Wisniewski & Prof. Dr. Klaus Zierer:
      Visible Feedback
        Von der Hattie-Studie in den Unterrichtsalltag                  22

      Bayern: G9 zukünftig auch
      in Bayern wieder möglich                                        30
      Niedersachsen: Gutachten mit Sprengstoff:
      Land ist als Dienstherr verpflichtet,
      Arbeitszeit von Lehrern zu untersuchen             32

      Malte Blümke: Mit Worten Welten erschaffen
        Junge Lyriker zwischen Gut und Böse                                38

      Fachgespräch im Bundestag:
      Beihilfesystem ist alternativlos                             41
      Arbeitszeitdialog mit dem BMAS:
      Beschäftigte wollen
      Arbeitszeit-Souveränität                                          41
      Digitalisierung:
      Verwaltung hinkt hinterher                                    42

      Dr. Joachim Huber: Rundfunkbeitrag:
      Sehen, staunen, zahlen                                                44

      Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von
      Rheinland-Pfalz und Vorsitzende der
      Runkfunkkommission der Länder:
      Die Öffentlich-Rechtlichen dürfen nicht 
      zum reinen Nischenrundfunk herabgestuft
      werden                                                                               46

die andere meinung                                  dbb magazin>

>

gesundheit>

dphv>

> lyrix

> vor ort

> interview                                                      dbb magazin

> zur diskussion

berufspolitik                                                dbb magazin

> gastbeitrag

> impressum                                                               40

PROFIL > inhalt

Lehrergesundheit:
Möglichkeiten der
Stressbewältigung

Seite 13

lyrix: Mit Worten
Welten erschaffen 

Seite 38

Die Trivialisierung
der Studierenden

Seite 16

Visible Feedback:
Von der Hattie-Studie in

den Unterrichtsalltag
Seite 22



> PROFIL | Oktober 2016 5

PROFIL > dphv

DPhV begrüßt Ergebnisse der YouGov-Meinungsumfrage:

Mehrheit will Noten und
Sitzenbleiben beibehalten

Bundesländer, die wie
Hamburg das Sitzen-
bleiben in ganzen Jahr-

gangsstufen komplett abge-
schafft haben oder – wie in
Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen – den Grund-
schulen ermöglichen, kom-
plett auf Noten zu verzich-
ten, handeln gegen den Wil-

len der überwiegenden
Mehrheit der Bevölkerung,
gerade auch von Eltern und
Schülern, zeigte sich Meidin-
ger überzeugt. Die Abschaf-
fung von Noten und das Ver-
bot des Sitzenbleibens in
einzelnen Bundesländern
suggeriere den Betroffenen,
auch ohne vergleichende

Leistungsbewertung und oh-
ne das Erreichen von Stan-
dards könne man in der
Schule und damit letztlich
später auch im Leben erfolg-
reich sein. Das sei aber ein
großer Irrtum, so der DPhV-
Vorsitzende.

Zu einer erfolgreichen päda-
gogischen Arbeit gehört bei-
des: Fördern und Fordern.
»Wer auf das Einfordern von
Leistungen und Jahrgangs-
stufen-Standards verzichtet,
der schadet den Zukunfts-
chancen der Jugendlichen
selbst am meisten«, bekräf-
tigte Meidinger

Der Verbandschef erinnerte
an eine vom DPhV vor eini-
gen Jahren selbst in Auftrag
gegebene Meinungsumfra-

ge, wonach auch die große
Mehrheit der vom Sitzenblei-
ben betroffenen Jugendli-
chen gegen ein Verbot des
Sitzenbleibens ist, nicht zu-
letzt deshalb, weil sie das als
zutiefst ungerecht empfin-
den gegenüber denjenigen,
die sich in der Schule an-
strengen.

Zudem habe 2004 die größte
jemals in Deutschland
durchgeführte Sitzenbleiber-
Studie (RWE, Michael Fertig)
ergeben, dass ein bedeuten-
der Teil der Sitzenbleiber von
der Wiederholung der Jahr-
gangsstufe profitiert und ei-
ne erheblich größere Chance
hat, den erstrebten Schulab-
schluss zu erreichen als
Nichtsitzenbleiber. ■
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Als »eindrucksvolles Votum gegen eine Abkehr
vom Leistungsprinzip an unseren Schulen« hat
der Vorsitzende des Deutschen Philologenver-
bandes (DPhV), Heinz-Peter Meidinger, die Er-
gebnisse der jüngsten repräsentativen bun-
desweiten Meinungsumfrage von YouGov be-
zeichnet. Demnach halten 81 Prozent der Be-
fragten die Beibehaltung des Sitzenbleibens
für sinnvoll, 75 Prozent befürworten die Ver-
gabe von Ziffernnoten an Schulen.

Die Abschaffung von Noten suggeriert den
Betroffenen, dass man ohne vergleichende
Leistungsbewertung und ohne das Errei-
chen von Standards in der Schule, und da-
mit auch im Leben, erfolgreich sein kann.



Fachtagung des DPhV: 

Digitalisierung
am Gymnasium
am 4. November 2016 in Bonn

15 Euro. Der Mittagsimbiss
und die Getränke sind
hier inklusive.

Wir bitten um Anmeldung bis
spätestens 24. Oktober 2016
unter Angabe der kompletten
Anschrift (inklusive E-Mail-
Adresse) sowie der Schule,
ggf. der Mitgliedsnummer im

Philologenverband und der
beiden gewünschten Work-
shops unter www.dphv.de
bzw. postalisch an
Deutscher Philologenver-
band, Friedrichstraße
169/170, 10117 Berlin,
E-Mail: info@dphv.de,
Fax: 0 30 / 40 81 67 88.

Die Zahlungsmodalitäten
werden Ihnen mit der An-
meldebestätigung mitge-
teilt.

Wir weisen darauf hin, dass
die Tagung mit Foto-, Bild-,
Film- und Tonaufnahmen do-
kumentiert wird, auf denen
auch Sie abgebildet sein
könnten. Mit Ihrer Anmel-
dung erklären Sie sich einver-
standen, dass der Deutsche
Philologenverband diese Auf-
nahmen speichert, verarbei-
tet und für Veröffentlichun-
gen nutzt.

                        Begrüßungskaffee
10:00 Uhr     Begrüßung/Einführung
                        Vertreter des Deutschen Philologenverbandes

10:30 Uhr     Impulsreferat
                        ‘Auf dem digitalen Auge blind: Das Gymnasium
                        im Kontext der Digitalisierung’
                        Torsten Larbig, Schillerschule Frankfurt/Main

11:30 Uhr     Workshops 1. Runde
                        1. ‘iPads im Unterricht – Apps für Einsteiger’/

Kreativ eigene Bücher erstellen
                        Stefanie Ueberjahn,
                            Privatgymnasium Villa Wewersbusch

                        2. ‘Bring your own device! (BYOD) Mobiles Lernen
mit Smartphones und geeigneter open source
Software’

                        Benita Rowe, TH Köln

                        3. ‘Binnendifferenzierung mit iPads
(Fortgeschrittene)’

                        Dieter Umlauf,
                            Freiherr vom Stein Gymnasium Fulda

                        4. ‘Internetvideos für den unterrichtlichen
Einsatz aufbereiten!’

                        Tobias Raue, Wirtschaftsgymnasium Rheine

                        5. ‘Information & Kommunikation unter den Vorzei-
chen von Social Media – Ansatzpunkte für einen
handlungsorientierten Unterricht’

                        Sophia Mrowitzi & Christian Dorn

                            Institut für Schulpädagogik, Universität Marburg

13:00 Uhr     Mittagspause

14:00 Uhr     Workshops 2. Runde (Inhalte s. oben)

15:30 Uhr     Resümee/Ausblick/Schlussworte

Anschließend ist Zeit, sich bei Kaffee und Kuchen mit den
Referenten und Teilnehmern auszutauschen.

PROGRAMM
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Der Deutsche Philolo-
genverband lädt am 4.
November 2016 zu ei-

ner Fachtagung zum Thema
‘Digitalisierung am Gymnasi-
um’ nach Bonn ein. 

Tagungen zur Digitalisierung
von Bildung gibt es derzeit
viele. Unser Ziel ist es, nicht
über Digitalisierung zu reden,
sondern Lehrerinnen und Leh-
rern konkrete Möglichkeiten
vorzustellen, wie sie Digitali-
sierung an ihren Gymnasien
umsetzen können.

In verschiedenen Workshops
soll gezeigt werden, wie mit
Hilfe digitaler Medien Unter-
richt in verschiedenen Fächern
effektiver gestaltet werden
kann und sich das Lernen von
Schülerinnen und Schülern
verändert. 

Im Einzelnen sollen folgende
Themen angesprochen wer-
den:

• Nutzung von iPads durch
Apps für Einsteiger/Kreativ
am iPad eigene Bücher er-
stellen

• BYOD – Bring your own
device – Lernen mit eigenen
Smartphones und Tablets
durch geeignete
Open-Source-Software

• Binnendifferenzierung
mit dem iPad

• Internetvideos für den
unterrichtlichen Einsatz
aufbereiten

• Ansatzpunkte für einen
handlungsorientierten
Unterricht mit Social Media

Die Tagung findet am Freitag,
4. November 2016
von 10:00 Uhr bis etwa 16:00
Uhr im Wissenschaftszentrum
Bonn (Bad Godesberg), Ahr-
straße 45, 53175 Bonn, statt.

Die Anerkennung als Lehrer-
fortbildungsveranstaltung
wird vom Deutschen Philolo-
genverband bei den entspre-
chenden Landesministerien
beantragt.

Die Teilnahmegebühr für Mit-
glieder des Philologenverban-
des beträgt 25 Euro, für Nicht-
mitglieder 40 Euro und für
Studierende und Referendare



Ultrabook, Celeron, Celeron Inside, Core Inside, Intel, Intel Logo, Intel Atom, Intel Atom Inside, Intel Core, Intel Inside, Intel Inside Logo, Intel vPro, Itanium, Itanium Inside,

Pentium, Pentium Inside, vPro Inside, Xeon, Xeon Phi und Xeon Inside sind Marken der Intel Corporation in den USA und anderen Ländern.

Weitere Informationen zu Sprout Pro by HP finden Sie unter
hp.com/go/sproutpro

Sprout Pro
by

HP HAT DAS IMMERSIVE LERNEN
NEU ERFUNDEN MIT SPROUT PRO

Intel Inside®. Leistungsstark & effizient Outside.

Gemeinsame 2D/3D-Blended Reality-Erfahrungen
bei praktischen Arbeiten revolutionieren

das Klassenzimmer

HP hat Sprout Pro vorgestellt – ein sowohl
für Schulen als auch für professionelle An-
wender konzipiertes Produkt – und die
Entwicklung seiner Immersive Computing-
Plattform erläutert.

»Sprout Pro erweitert die wegweisende
Sprout-Plattform durch Tools für Schüler
und Lehrer«, sagt Louis Kim, Global Head
und General Manager für Immersive Com-
puting bei HP Inc. Unmittelbares 2D- und
3D-Scannen, Augmented Reality und ein
immersiver dualer Bildschirm werden nun
durch Anwendungen und Sicherheitsfunk-
tionen für Profis unterstützt. Das beschleu-
nigt die Workflows und schützt die Daten.
Sprout Pro ist ein Meilenstein, der die HP Vi-
sion der Blended Reality weiter voranbringt.

Sprout Pro ist mit Windows 10 Professio-
nal, Intel® Core™ i7-Prozessor mit DDR4-
Speicher, anpassbarem Software-Image
und TPM (Trusted Platform Module) aus-
gestattet und durch eine dreijährige Her-
stellergarantie abgesichert.

Die Modernisierung des Unterrichts
Für den modernen Unterricht bietet der
Sprout Pro eine kostengünstige All-in-
One-Lösung aus PC, Dokumentenkamera,
2D- und 3D-Scanner und vielem mehr, die
Lehrern und Schülern ganz neue Möglich-
keiten bietet, zu lernen, zu gestalten, zu-
sammenzuarbeiten und Wissen zu teilen.

»Sprout Pro by HP verwandelt die Schulti-
sche in digitale und physische Arbeitsplät-

ze, die den Lehrern mehr Raum für Intuiti-
on und Kreativität geben«, sagt Gus
Schmedlen, Vice President of Education
von HP Inc. »Gleichzeitig machen die
Schüler praktische Erfahrungen, sodass
sie Ideen auf ganz neue Weise vom theo-
retischen Konzept in die Praxis umsetzen
können.«

Durch die Kombination von haptischen
und visuellen Erfahrungen gepaart mit Au-
dioerlebnissen bei Sprout haben die Leh-
rer wirkungsvolle Möglichkeiten, ihren Un-
terricht individuell zu gestalten und das
Lernen in einer Art zu personalisieren, wie
es mit keinem anderen Computer möglich
ist. Sprout bildet die moderne Grundlage
für jeden Lehrplan und die Förderung von
Talenten auf allen Ebenen durch folgende
Merkmale:

n Beschleunigung des Online-Lernens,
was einzelnen Schülern oder ganzen
Klassen eine weltweite Zusammenar-
beit bei Projekten und Aufgaben in
Echtzeit ermöglicht.

n Schonung des IT-Budgets für den
Unterricht und Schließen der Techno-
logielücke durch die kostengünstige
All-in-One-Lösung, die PC, Dokumen-
tenkamera, 2D- und 3D-Scanner für
den Klassenraum in einem Produkt
vereint. 

n Digitalisierung in mehr Klassenräumen
durch die Einsparungen, die durch die

Konsolidierung mehrerer Technologien
zu einer kostengünstigen All-in-One-
Lösung entstehen.

ERWEITERUNG DES
SPROUT-ÖKOSYSTEMS

Auch das Sprout-Ökosystem wächst wei-
ter mit mehreren neuen 3D-Anwendungen
von Autodesk-Tinkercad, Sculpt+ und
Print Studio, die auf Sprout abgestimmte
professionelle Tools bereitstellen. Tinker-
cad ist ein erstaunlich leistungsfähiges
und benutzerfreundliches Tool für die Er-
stellung von digitalen Designs. Mit Sculpt+
kann ein Benutzer einfach alles gestalten -
Kreaturen, Raumschiffe, Fahrzeuge, Re-
quisiten usw. – und dies direkt auf seinem
Gerät in 3D, bevor die 3D-Druckumgebung
von Print Studio zum Einsatz kommt.

SPROUT-PRODUKT-
INFORMATIONEN

Sprout ist die erste Immersive Computing-
Plattform ihrer Art, die das Benutzererleb-
nis neu definiert und die Basis für zukünfti-
ge immersive Technologien bildet. Als Teil
des HP Ökosystems Blended Reality und
Vision für die Zukunft des Computing wur-
den Sprout und HP Multi Jet Fusion konzi-
piert, um die Grenzen zwischen der digita-
len und der physischen Welt zu überwin-
den.



Der Frauenanteil
bei den Teilzeitbe-
schäftigten liegt bei

rund 85 Prozent! Vie-
len Frauen gelingt es oft
nur über das Instru-

ment einer Teilzeitbe-
schäftigung, Beruf

und Familie zu ver-
einbaren.

von RAINER STARKE und
STEFFEN PABST

In Deutschland waren im
Schuljahr 2012/13 nahezu
798.000 Lehrkräfte be-

schäftigt, davon 68 Prozent
Frauen. Einer Vollbeschäfti-
gung gingen rund 62,5 Pro-
zent aller Lehrkräfte nach.
Damit haben sich weit
über ein Drittel der
Lehrerinnen und
Lehrer für eine
Absenkung
ihres Ar-
beitsum-
fanges
durch

einen Teilzeitvertrag ent-
schieden. Das taten sie oft
nicht, weil ihnen das Ein-
kommen bei einer Tätigkeit
in Vollzeit zu hoch ist oder
sie besonderen Wert auf ei-
ne Work-Life-Balance legen.
Der freiwillige Verzicht auf
Einkommen und Pensions-
oder Rentenansprüche be-

legt vielmehr,
dass

die je nach Bundesland für
eine Vollbeschäftigung fest-
gelegten 40 bis 42 Wochen-
stunden längst nicht mehr
genügen, um die stetig um-
fangreicher werdenden all-
täglichen Aufgaben erfüllen
zu können. In diesem Zusam-
menhang ist zu erwähnen,
dass bei den vollzeitbeschäf-
tigten Lehrkräften der Frau-
enanteil bei rund 58 Prozent
liegt, bei den Teilzeitbeschäf-
tigten jedoch rund 85 Pro-
zent beträgt. Vielen Frauen
gelingt es oft nur über das
Instrument einer Teilzeitbe-
schäftigung, Beruf und Fami-
lie zu vereinbaren. An den
Gymnasien, Abendgymna-
sien und Kollegs waren im
Schuljahr 2012/13 rund
183.000 Lehrkräfte tätig, da-
von 63 Prozent in Vollzeit.1

Allein schon die Größe der
Berufsgruppe der Lehrkräfte
sollte den Dienstherrn bzw.

den Arbeitgeber zwin-
gen, dem Erhalt der

Gesundheit und
der Arbeitsfähig-

keit einen brei-
ten Raum zu

geben. Bedacht werden
muss, dass Lehrkräfte grund-
legende Bildungs-, Qualifika-
tions- sowie Erziehungsauf-
gaben haben und sowohl zur
Stabilität der Gesellschaft
als auch zur Weiterentwick-
lung zukünftiger Generatio-
nen beitragen.2

Lehrergesundheit –
ein Problem

Der Lehrerberuf wird von
den Lehrkräften selbst als
ein schöner und erfüllender
Beruf angesehen. Die Rah-
menbedingungen müssen
aber stimmen und die Aner-
kennung für die berufliche
Ausübung darf nicht ausblei-
ben. Auch wenn sich viele
Lehrkräfte trotz vieler Wid-
rigkeiten die Freude an ih-
rem Beruf erhalten, so ist
dies nicht selbstverständlich,
denn diese Freude wird im-
mer öfter durch die gesund-
heitsbeeinträchtigenden Be-
lastungen gedämpft. Profes-
sor Schaarschmidt hat in ei-
ner Studie zur Arbeitsbelas-
tung von Lehrkräften festge-
stellt: »Übergreifend finden
wir in der Lehrerschaft kriti-
sche Beanspruchungsver-
hältnisse vor: Demzufolge
liegt es nahe, nach den Be-
dingungen zu fragen, die
mehr oder weniger allen
Lehrern das Leben schwer
machen, um vor allem dort
mit Veränderungen anzuset-
zen. Hier kommen zunächst
die Faktoren infrage, die
übereinstimmend von den
Lehrkräften aller Regionen
und Schulformen als die Be-
lastenden hervorgehoben
werden: das destruktive Ver-
halten schwieriger Schüler,
die Klassengröße und die
Stundenzahl.«3 Die
Schaarschmidt-Studie war
seinerzeit durch den Deut-
schen Philolo-

>
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1 Statistisches Bundesamt,

Allgemeinbildende und

berufliche Schulen,

Schuljahr 2012/13

2 Klaus Scheuch, Eva Haufe,

Reingard Seibt: Lehrerge-

sundheit; in Deutsches Ärzte-

blatt, Jg. 112, Heft 20, 15.

Mai 2015, Seiten 347-356

3 DPhV (Hrsg.): Lehrergesund-

heit – Prävention statt Reak-

tion, Pädagogik & Hochschul-

verlag, Berlin 2005, Seite 6

4 Reingard Seibt, Katja Meyer,

Diana Druschke, Anne Stepu-

tat, Silvia Spitzer, Kaus

Scheuch: Gesundheitsbericht

der Sächsischen Bildungsagen-

tur 2016 – Gesundheit von

Lehrkräften unterschiedlicher

Schularten mit Berücksichti-

gung von Alter und Geschlecht,

Dresden 2016, Seite 58

QUELLEN

genverband mitinitiiert wor-
den. Heinz-Peter Meidinger
nahm das Ergebnis der Studie
zum Anlass, darauf hinzuwei-
sen: »Wer qualitative Bildung
realisieren will, braucht dazu
gesunde Lehrkräfte, mit über-
lasteten Lehrerinnen und Leh-
rern kann man keine gute
Schule verwirklichen. Es ist
deshalb ein Skandal, dass der
Arbeits- und Gesundheits-
schutz im Schulwesen der
Bundesrepublik Deutschland
derzeit fast überall sträflich
vernachlässigt wird.«

Besondere Belastun-
gen bei Lehrkräften

In den letzten Jahrzehnten
haben sich die Anforderungen
an den Lehrerberuf und die
von den Lehrkräften zu bewäl-
tigenden Aufgaben deutlich
erhöht, ohne dass dafür ein
zeitlicher Ausgleich geschaf-
fen wurde. Vor großen He-
rausforderungen stehen die
Lehrkräfte aktuell bei der Um-
setzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention und der In-
tegration von minderjährigen
Flüchtlingen. Ziel muss es
sein, alle Lehrkräfte in die La-
ge zu versetzen, bis zum Errei-
chen der vom Gesetzgeber
festgelegten Altersgrenze
leistungsfähig und gesund zu
bleiben. Auch deshalb gilt es,
den Erhalt der Gesundheit
dieser Berufsgruppe beson-
ders in den Blick zu nehmen. 
In der wissenschaftlichen Li-
teratur werden Lehrkräften
besonders schlechte allgemei-
ne Arbeitsbedingungen, Zeit-
druck und lange Arbeitszeiten
(Korrekturaufwand), unzurei-
chende (bau-)physikalische
Bedingungen (Raumklima
und Lärm), chemische Bedin-
gungen (Gefahrstoffe im
Fachunterricht), ergonomi-
sche Bedingungen (Bild-
schirmarbeitsplätze und Mo-
biliar) in der Schule als belas-
tende Faktoren zugeordnet.

Lehrkräfte haben bei verschie-
denen Befragungen ihre Be-

>

lastung im Beruf als hoch bis
sehr hoch eingeschätzt. Sie
gaben dabei zu große Klas-
sen, lange Arbeitszeiten und
ständigen Zeitdruck, die Zu-
nahme der Verwaltungs- und
Dokumentationsaufgaben,
Probleme mit den Schulbe-
hörden und mangelnde Auto-
nomie der Schulen, Leis-
tungsschwäche sowie Verhal-
tensauffälligkeiten und man-
gelnde Motivation bei Schü-
lerinnen und Schülern, eine
zunehmend problembehafte-
te Zusammenarbeit mit El-
tern, ein geringes gesell-
schaftliches Ansehen, fehlen-
de Anerkennung und die feh-
lende Trennung von Arbeit
und Freizeit als besonders be-
lastendende Faktoren an.

Lehrkräfte verhalten
sich gesundheits-
förderlich

In bisherigen Untersuchun-
gen wurde festgestellt, dass
sich Lehrkräfte im Vergleich
zur Gesamtbevölkerung be-
sonders gesundheitsförder-
lich verhalten. Die Ergebnisse
des erst kürzlich vorgelegten
Gesundheitsberichtes 2016
der Sächsischen Bildungs-
agentur zeigen, dass »die
meisten Lehrkräfte sich der
Eigenverantwortung für ihre
Gesundheit bewusst sind
und eine Bereitschaft zum In-
vestieren eines zeitlichen und
auch finanziellen Eigenan-
teils entwickelt haben.«4 Dies
wird auch durch Daten der
gesetzlichen Krankenkassen
unterlegt, die für Lehrkräfte,
die bei ihnen Mitglied sind,
einen unterdurchschnittli-
chen Krankenstand auswei-
sen. Eine im Mai 2015 unter
Leitung von Professor Klaus
Scheuch veröffentlichte Ar-
beit zur Lehrergesundheit
kommt zu dem Ergebnis, dass
wie in anderen Berufsgrup-
pen Muskel-Skelett- und
Herz-Kreislauferkrankungen
die häufigsten Krankheiten
sind. Weiterhin wurde festge-
stellt, dass bei Lehrkräften

>

psychische und psychosoma-
tische Erkrankungen über-
durchschnittlich auftreten
und etwa drei bis fünf Pro-
zent unter einem Burn-Out
leiden. Außerdem treten Be-
schwerden wie Erschöpfung,
Müdigkeit, Kopfschmerzen
und Abgespanntheit bei Lehr-
kräften überdurchschnittlich
im Vergleich zur Gesamtbe-
völkerung auf. 

Deutschlandweite
Untersuchung zur
Lehrergesundheit
überfällig

Die arbeitsmedizinische Be-
treuung der Lehrkräfte in
Deutschland weist große Un-
terschiede auf und steht in
einigen Bundesländern erst
am Anfang. Für den Deut-
schen Philologenverband hat
die Gesundheitsprophylaxe
der Lehreinnen und Lehrer ei-
nen hohen Stellenwert. Bis-
her gibt es noch keine umfas-
sende deutschlandweite re-
präsentative Untersuchung
zur Lehrergesundheit. Diese
ist aber notwendig, um ge-
zielt Maßnahmen zu ergrei-
fen, die der Verbesserung der
gesundheitlichen Situation
der Lehrkräfte in allen Bun-

>

desländern dienen. Notwen-
dig ist dazu, neben der genau-
en Erfassung der Arbeitsbe-
dingungen, eine detaillierte
Analyse der Arbeitszeiten von
Lehrkräften über einen länge-
ren Zeitraum hinweg, um wis-
senschaftlichen Kriterien ge-
nügende, repräsentative Er-
gebnisse zu erhalten. Dazu ist
es auch unerlässlich, die Fami-
liensituation und das Freizeit-
verhalten bei Lehrkräften zu
betrachten, da die Grenzen
zwischen Arbeit und Freizeit
im Lehrerberuf verschwim-
men.

Das Gymnasium ist die einzi-
ge in allen Bundesländern an-
gebotene Schulart. Damit bie-
tet sich bei einer bundeswei-
ten Untersuchung die Chance,
über die Wahrnehmung der
schulspezifischen Arbeitsan-
forderungen einen gesamt-
deutschen Überblick und wei-
terhin auch Hinweise zu län-
derspezifischen Handlungsan-
sätzen zu erhalten. 

Da Wechselbeziehungen zwi-
schen Arbeitsbedingungen
und Gesundheit wissenschaft-
lich belegt sind, besteht bei
einer deutschlandweiten Un-
tersuchung die Möglichkeit,
für diesen Zusammenhang
zum ersten Mal einen umfas-
senden Überblick über den
Gesundheitszustand von
Gymnasiallehrkräften in unse-
rem Land zu bekommen.

Seit Jahren fordert der Deut-
sche Philologenverband die
Kultusministerkonferenz auf,
eine umfassende Studie zur
Arbeitszeit, zu den schulspezi-
fischen Anforderungen und
zur Gesundheitssituation der
Gymnasiallehrkräfte zu erstel-
len. Da die Kultusministerkon-
ferenz diesbezüglich bisher
nicht tätig wurde, prüft der
Deutsche Philologenverband,
ob er selbst mit einer auf dem
Gebiet der Lehrgesundheit re-
nommierten wissenschaftli-
chen Einrichtung diese Studie
initiieren kann. ■
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Lautstark zurück:

Die Macht über die eigene
Stimme zurückgewinnen
Im PASSAUER WOLF Reha-Zentrum Bad Gögging werden in
der Fachabteilung HNO-Phoniatrie Stimm-, Sprach-, Sprech-,
und Schluckstörungen stationär behandelt. Ein individueller
Behandlungsplan bildet die Basis für den Aufenthalt.

Vor allem bei Menschen,
die beruflich viel oder
laut sprechen müssen,

kann es vorkommen, dass das
feine Zusammenspiel von
Muskeln und Nerven, das un-
sere Stimmbildung ermöglicht,
entgleist und die Stimme ihre
Leistungsfähigkeit einbüßt.
Hier setzt die Behandlung an.

Interdisziplinäres
Behandlungskonzept

Im Mittelpunkt der Behand-
lung kann zum Beispiel die
Verbesserung der stimmlich-/
sprecherischen sowie non-ver-
balen Kommunikationsfähig-
keit oder die Stärkung der
stimmlichen Belastbarkeit ste-
hen – auch im Hinblick auf die
Erhaltung oder Wiederherstel-
lung der Einsatzfähigkeit im
Berufsleben. »Die interdiszipli-
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näre Behandlung bietet dabei
besondere Vorteile. Ein multi-
professionelles Team, unter
anderem bestehend aus Fach-
ärzten, Psychologen, Logopä-
den und Physiotherapeuten,
hilft mittels gezielten Trai-
nings dabei, Kontrolle über
die eigene Stimme zurückzu-

gewinnen und vermittelt Stra-
tegien und präventive Ansät-
ze, die dabei helfen, Behand-
lungserfolge auch über den
Aufenthalt hinausgehend zu
stabilisieren«, so Hansjörg
Kramer, Chefarzt der Abtei-
lung HNO-Phoniatrie im
PASSAUER WOLF Bad Gögging. 

Ganzheitlicher
Ansatz

Die Stimme ist Schlüssel der
Kommunikation. Ist man be-
ruflich auf sie angewiesen,
können Stimmstörungen
schnell auf das Selbstbe-
wusstsein schlagen. »Wer un-
sicher ist, verspannt sich zu-
sätzlich. Das macht das Spre-
chen nicht leichter«, so der
Chefarzt. In seiner Fachabtei-
lung verfolgt man daher ei-
nen ganzheitlichen Ansatz.
Denn oft gehen die Stimmbe-
lastbarkeitseinschränkungen
und/oder Artikulations-
schwierigkeiten mit Zweifeln
oder Ängsten einher. Hier
setzt neben der logopädi-
schen Übungstherapie psy-
chologische Behandlung an.
Auch bei Patienten mit Rede-
flussstörungen wie Stottern
oder Poltern können mittels
Intervalltherapien aus Logo-
pädie und Psychologie Fort-
schritte erzielt werden.

Forschung und
Wissenschaft

Das PASSAUER WOLF Reha-
Zentrum Bad Gögging blickt
auf zwanzig Jahre Erfahrung
in der Behandlung von
Stimm-, Sprech-, Sprach- und
Schluckstörungen zurück. Auf
wissenschaftlicher Ebene ar-
beitet man eng mit der Abtei-
lung Phoniatrie und Pädau-
diologie der HNO-Universi-
tätsklinik Regensburg zusam-
men. Als Kooperationspartner
bringt man so Wissenschaft
und Forschung mit der Praxis
zusammen. Studien und For-
schungsprojekte helfen da-
bei, die Behandlungsmetho-
den stetig anzupassen.

Kontakt
Informieren Sie sich zu den Möglich-
keiten einer stationären Behandlung!

PASSAUER WOLF
Reha-Zentrum Bad Gögging
Kaiser-Augustus-Straße 9
93333 Bad Gögging
Tel.: 0 94 45 / 201-2705
E-Mail: reha-zentrum-bad-goegging@

passauerwolf.de
Web: www.passauerwolf.de
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den anstrengendsten Berufen
überhaupt zählt. Anerkannte
Langzeitstudien wie die von

Professor Uwe
Schaarschmidt (2004)
legen diesen Schluss

nahe. Neben dem
eigentlichen Kern-
geschäft Unterricht

wächst der Anforde-
rungskatalog an Lehre-

rinnen und Lehrer stetig:
Schulprogrammentwicklung,
Eigenverantwortliche Schule,
Individuelle Förderung, Inklu-
sion, Integration und Digitali-
sierung sind nur einige der
Schlagworte, die die laufend
neuen Aufgaben und Projekte
der Lehrkräfte benennen. Da-
zu kommt die große Erwar-
tungshaltung der Gesell-
schaft, darunter vor allem die
der Eltern, aber auch der
Schüler an die Lehrpersonen.
Die starke physische, aber vor
allem auch psychische Belas-
tung, die von diesem Beruf
ausgeht, bleibt allerdings
nicht ohne Konsequenzen für
die Gesundheit der Lehrkräf-
te.

Stress als
ständiger Begleiter

Es ist eine Tatsache, dass ge-
rade Lehrerinnen und Lehrer
besonders häufig von stress-
bedingten Krankheiten, wie
zum Beispiel Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Erschöpfungs-
zuständen, Depressionen,
Hörsturz oder Wirbelsäulen-
schäden, betroffen sind. Die
betroffenen Lehrkräfte büßen
Lebensqualität ein und sind
dann oftmals nicht mehr in
der Lage, ihren beruflichen
Anforderungen gerecht zu
werden. Es stellt sich daher
die dringliche Frage, wie man
mit Belastungen umgehen
und Gesundheit fördern kann.
Denn eine wissensdurstige
Gesellschaft, deren zentrale
Ressource Bildung ist, benö-
tigt leistungsstarke Schulen,
die wiederum ohne gesunde
und leistungsfähige Lehrkräf-
te nicht realisierbar sind. 

>
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Trotz des hartnäckigen
Vorurteils gegenüber
Lehrern als vermeintli-

che ‘Halbtagsjobber’, ist es
mittlerweile kein Geheimnis
mehr, dass der Lehrerberuf zu

Die Lehrertätigkeit ist gekennzeichnet
durch eine starke psychische Beanspru-

chung. Das hat Folgen für die Gesundheit
von Lehrkräften. Aber welche Möglichkei-

ten der Stressbewältigung gibt es?

Lehrergesundheit:

Möglichkeiten der
Stressbewältigung

Lehrergesundheit:

Möglichkeiten der
Stressbewältigung

>

Gönnen Sie sich
mal eine Auszeit

Entspannung gilt als Schlüssel
zur Harmonisierung

von schulischem und
privatem Leben

Gönnen Sie sich
mal eine Auszeit

Entspannung gilt als Schlüssel
zur Harmonisierung

von schulischem und
privatem Leben
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Präventive Strategien
und Maßnahmen

Zur effektiven Bewahrung und
Förderung der Gesundheit von
Lehrkräften gibt es mannigfal-
tige Mittel und Wege – mit
dem Ziel dem Stress des Be-
rufslebens zu trotzen und da-
mit trotz Leistungsdruck und
Hektik gelassen zu bleiben.

Gesundes
stressreduzierendes
Verhalten

Stress kann vor allem durch
(gefühlten) Zeitmangel ent-
stehen. Es ist wichtig, die Zeit
effizient zu nutzen und bei
dem zu bleiben, was man ge-
rade tut. Multitasking ist nicht
unbedingt gewinnbringend,
vielmehr gibt es eine Zeit zum
Unterricht, eine Zeit zum Kor-
rigieren, eine um E-Mails zu le-
sen usw. Bleiben Sie achtsam,
mit voller Konzentration und
vollem Einsatz bei dem, was
Sie gerade tun. Sich einen Zeit-
plan zu erstellen, kann diesbe-
züglich sehr hilfreich rein.
Weiterhin werden stets spe-
zielle Fortbildungen zum The-
ma ‘Zeitmanagement’ ange-
boten.

Ausreichende
Bewegung

Eine weitere Möglichkeit, die
Stressspirale zu durchbrechen,
sind sportliche Aktivitäten.
Durch Bewegung wird Adrena-
lin abgebaut; Glückshormone
wie Dopamin und Endorphine
werden gleichzeitig gebildet.
Die Weltgesundheitsorganisa-

>
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tion empfiehlt 150 Minuten
Bewegung pro Woche. Durch
Ausdauertraining können
Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
Diabetes, Depressionen und
Übergewicht vorgebeugt wer-
den, wohingegen Krafttrai-
ning vor allem Osteoporose,
Arthrose und Rückenbe-
schwerden entgegenwirkt. Es
ist sinnvoll die Sportart auszu-
wählen, die einem am meis-
ten Freude bereitet. Schon
leichtes Training wie Walken
(6 km/h) oder Radfahren (12
km/h) kann zur körperlichen
Fitness beitragen. An vielen
Schulen gibt es zum Beispiel
die Möglichkeit des Kollegen-
sports. Außerdem hilft eine
Fitnessuhr daran zu denken,
wann es mal wieder Zeit für
Bewegung ist.

Regelmäßige
‘innere Einkehr’
und Entspannung

Entspannung gilt als Schlüssel
zur Harmonisierung von schu-
lischem und privatem Leben.

>

Gönnen Sie sich mal eine Aus-
zeit. Mentale Entspannungs-
übungen wie autogenes Trai-
ning oder Meditation können
helfen, das Wohlbefinden
wiederherzustellen. Dabei
kommt es insbesondere auf
die richtige Atmung an: Wenn
wir gestresst sind, wird unsere
Bauchatmung von der Brust-
atmung verdrängt. Durch
Bauchatmung wird ein inne-
rer Entspannungsreflex akti-
viert; das abwandernde
Zwerchfell massiert die ande-
ren Organe – einschließlich
des Nervengeflechts. Also, at-
men Sie mal wieder tief ein.
Auch Wellness-Angebote wie
Sauna, Massage oder spezielle
Körperpflege können zur Re-
generation von Körper und
Psyche und im Endeffekt zum
allgemeinen Wohlbefinden
führen.

Das gemeinsame Arbeiten
an gesundheitsrelevanten
Themen kann weiterhin
durch das Wahrnehmen
spezieller Fortbildungsan-
gebote (zum Beispiel kolle-
giale Trainings, Supervisio-
nen, Coachings) unterstützt
werden. Auch die eigenen
Fortbildungsinstitutionen
des Philologenverbands
nehmen die Gesundheit
von Lehrkräften sehr ernst.

INFOS

Achtsamer Genuss
und gesunde
Ernährung

Auch bei der Nahrungsaufnah-
me lohnt es sich, eigenverant-
wortlich mit dem Körper umzu-
gehen. Eine bewusste Ernäh-
rung als Zeit des Genusses und
der Sinne ist unerlässlich. Berei-
ten Sie Ihre Mahlzeiten zu und
verwenden Sie möglichst selten
Fertigprodukte. Außerdem ist
es wichtig, auf eine ausreichen-
de Flüssigkeitszufuhr (rund
30 ml/kg Körpergewicht) zu
achten. Wasser ist dabei der
wirksamste Stresskiller im Er-
nährungsbereich. Als Unter-
stützer der Nerven- und Hirn-
funktionen gelten die Vertreter
der B-Vitamine. Sie sind zum
Beispiel in Feldsalat, Blumen-
kohl, Sesamsamen und Son-
nenblumenkernen enthalten.
Auch die Verwendung von be-
stimmten Gewürzen kann eine
gesundheitsförderliche Wirkun-
gen erzielen: So wirkt Basili-
kum belebend und konzentrati-
onsfördernd, Muskatnuss stim-
mungsaufhellend und Nelke
entzündungshemmend. 

Gesunde Schulen
brauchen gesunde
Lehrkräfte

Selbstverständlich kann eine
nachhaltige Gesundheitsförde-
rung bei Lehrkräften nicht nur
durch Einzelmaßnahmen er-
reicht werden. Neben dem
selbstverantwortlichen Um-
gang mit unserer Gesundheit
tragen eben auch gesunde Ar-
beitsbedingungen und ein gu-
tes Schulklima maßgeblich zu
Gesundheit und Wohlbefinden
der einzelnen Lehrkraft bei. Für
derartige, gesundheitsförderli-
che Strukturen müssen zu-
nächst die Voraussetzungen,
zum Beispiel in Form von wert-
schätzender und gelingender
Kommunikation und Koopera-
tion zwischen Schulleitung und
Kollegium, geschaffen werden.
Ziel muss es sein, effiziente
und effektive Arbeitsprozesse
in der Schule zu initiieren. ■

>
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PROFIL > gesundheit
Gesunde Er-
nährung sowie
beispielsweise
das Treiben von
Sport sind gute
Mittel, um dem
Stress und dem
Leistungsdruck
des Lehrerberu-
fes entgegen-
zuwirken.
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Die Trivialisierung der
Studierenden 

Die Kultusministerkonferenz und die Hochschulrektorenkonferenz
drohen in die Kompetenzfalle zu tappen

von STEFAN KÜHL

Kompetenz’ scheint zum neuen Lieblingswort der Hoch-
schulpolitiker zu werden. Im aktuellen Entwurf für eine
gemeinsame Erklärung von Kultusministerkonferenz und

Hochschulrektorenkonferenz zur Studienreform heißt es, dass
die Hochschulen zu einem »durchgängig kompetenzorientier-
ten Verständnis von Studiengängen« übergehen sollten. Damit
verbindet sich die Hoffnung, dass »eine klare, kompetenzorien-
tierte Beschreibung von Modulen und Lernergebnissen« die
Qualität der Studiengänge erhöht.1

Die Vorstellung hinter dem Begriff der Kompetenzorientierung
ist, dass Universitäten und Fachhochschulen nicht nur den Er-
werb von Fachwissen herausstellen sollen, sondern auch die
Kompetenzen, die Studierende sich in jedem Schritt aneignen
können. Im hochschulpolitischen wie auch im schulpolitischen
Diskurs ist dabei mittlerweile nicht nur das Bekenntnis zur För-
derung fachlicher, sozialer oder personaler Kompetenz en
vogue, sondern inzwischen ist gar die Rede von der Herstellung
motivationaler, moralischer und emotionaler sowie von spiritu-
eller und kreativer Kompetenz2. Dabei sollten – so die Forderung
in einem die Erklärung vorbereitenden Fachgutachten – die
Kompetenzziele für die einzelnen Module »konkret, klar und
präzise, herausfordernd aber realistisch sowie überprüfbar« for-
muliert sein3.

Wie bei allen Managementmoden – man denke nur an die For-
derung nach ‘agilen Organisationen’, ‘lernenden Universitäten’
oder ‘wissensbasierten Unternehmen’ – macht es einem der Be-
griff der ‘kompetenzorientierten Hochschule’ schwer, dagegen
zu sein. Es würde jedenfalls für erhebliche Überraschung sor-
gen, wenn Kultusminister und Hochschulrektoren eine gemein-
same Erklärung verabschieden würden, in der sie sich für eine
‘Inkompetenzorientierung’ in Lehre und Forschung aussprechen.
Und es wäre auch hochschuldidaktisch schwer zu begründen,
weswegen es problematisch sein sollte, wenn Studenten am
Ende ihres Studiums über irgendwie geartete Kompetenzen ver-
fügen4.

Das Bildungsideal hinter
der Kompetenzorientierung

Hinter dem Konzept der Kompetenzorientierung steckt jedoch
nicht allein die Vorstellung, dass sich Lehrende darüber Gedan-
ken machen sollen, welche Fähigkeiten sich Studierende im Lau-
fe ihres Studiums aneignen sollen. Das wäre banal. Schließlich
gehörte es schon lange vor Beginn der Bologna-Reform zur Pra-
xis an Hochschulen, dass Lehrende überlegen, was Studierende
am Ende eines Studiums können sollten, was die Leistungser-
wartungen in einer Veranstaltung sein sollten und in welcher
Reihenfolge Veranstaltungen sinnvollerweise studiert werden
sollten. Diese Diskussionen fanden nicht nur bei der Entwick-
lung von Studien- und Prüfungsordnungen statt, sondern jede
Abstimmung über die Lehrplanung für ein Semester, jede De-
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Fußnoten finden Sie im gesonderten Kasten auf Seite 20.

Fo
to

: F
o

to
lia

Jedes Kompetenzziel eines Studiums soll präzise be-
schrieben, die Methoden zur Prüfung und Zertifizie-

rung detailliert bestimmt, die Erreichung des Kompe-
tenzziels mit detaillierten Methoden zu dessen An-
eignung hinterlegt und die Qualität der Leistungs-

erbringung auch extern überprüfbar
gemacht werden. 
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batte über den Schwierigkeitsgrad von Prüfungen und jede Dis-
kussion über die Leistung besonders guter oder besonders
schlechter Studenten im Rahmen von Begutachtungen waren
Anlässe, zu denen man sich in Fachbereichen, Fakultäten und
Instituten darüber vergewisserte, was Studenten eines Studien-
gangs können sollten und was nicht. Ob man das nun ‘Lernziel-
orientierung’ oder ‘Kompetenzorientierung’ nennt, ist zweitran-
gig.

Das Problem liegt vielmehr in dem Bildungsideal, das mit dem
modischen Wort der ‘Kompetenzorientierung’ transportiert
wird. Offensichtlich stellt man sich vor, dass für jeden Studien-
gang, der an einer europäischen Hochschule angeboten wird,
nach einem einheitlichen Schema spezifiziert werden kann,
welche Kompetenzen die Studierenden in einzelnen Modulen –
oder gar einzelnen Veranstaltungen – erworben haben werden
und durch welche Form von Prüfung dieser Kompetenzerwerb
nachgewiesen wird. So soll dann ein europaweites Bildungska-
taster entstehen, in dem ? für alle einsehbar ? festgelegt wird,
welche Kompetenzen in welchen Modulen vermittelt werden.

Die Idee dahinter ist, dass sich auch eine komplexe menschliche
Handlung wie ein wissenschaftlich orientiertes Studium letzt-
lich in beliebig viele Teilhandlungen zerlegen lässt und so stan-
dardisierbar und abprüfbar gemacht werden kann5. Jedes Kom-
petenzziel eines Studiums soll – so die Vorstellung – präzise be-
schrieben, die Methoden zur Prüfung und Zertifizierung detail-

liert bestimmt, die Erreichung des Kompetenzziels mit detail-
lierten Methoden zu dessen Aneignung hinterlegt und die Qua-
lität der Leistungserbringung auch extern überprüfbar gemacht
werden. 

Die Planungsphantasie der Bildungsbürokraten in den Ministe-
rien und Hochschulen soll mit der Kompetenzorientierung nun
endlich Wirklichkeit werden. Die bisher wildwüchsigen Lernpro-
zesse von Studierenden sollen in be- und verrechenbare Bahnen
gezwungen werden. Die für die Hochschulleitungen bisher
weitgehend als Blackbox erscheinenden Lehrveranstaltungen
sollen ausgeleuchtet werden, und die Autonomie der Lehrenden
in den Vorlesungen und Seminaren soll durch die Orientierung
auf abprüfbare Kompetenzziele reduziert werden.

Die blinden Flecken der Verfechter
einer Kompetenzorientierung

Die Umstellung auf die Kompetenzorientierung wird mit der
emphatischen Forderung unterlegt, sich bei der Studiengangs-
gestaltung nicht länger auf die Lehrenden, sondern nunmehr
auf die Studierenden zu fokussieren. Bisher, so der Tenor, sei
man bei der Studiengangsgestaltung davon ausgegangen, wel-
che Wissensbestände eine Lehrende gerne vermitteln würde.
Jetzt komme es darauf an, die Studierenden in die Lage zu ver-
setzen, aus einer Vielzahl von Modulen ihr ganz persönliches
Kompetenzprofil zusammenzusetzen und sich dies von den

>
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Die zweite Vorstellung, die mit der
Kompetenzorientierung transportiert
wird, ist, dass Lernen an Hochschulen
ausschließlich im Rahmen von Modu-
len stattfindet. Dabei kann man mit
guten Gründen davon ausgehen,
dass in einem Studium erst dann
sichtbare Effekte erzielt werden,
wenn Studierende Interessen jenseits
der formal vorgegebenen Kompe-
tenzerwerbspflichten entwickeln.
Das Erfolgsgeheimnis der Oxford
University, der Princeton University

oder der École des hautes études en sciences sociales in Paris
liegt gerade nicht in präzise vorgegebenen Kompetenzrastern,
sondern in dichten sozialen Kontakten hochmotivierter Studie-
renden, die auch jenseits der formalen Vorgaben ein Interesse
an der Schärfung ihrer intellektuellen Fähigkeiten und der Be-
herrschung komplexer Sachfragen haben. 

Die dritte Vorstellung ist, dass mit dem erfolgreichen Ab-
schluss eines Moduls die vorher genau definierte Kompetenz
erworben werde. Veranstaltungen dieses Moduls dürften des-
wegen auf keinen Fall noch einmal belegt werden, weil sich ja
der Student oder die Studentin die genau definierte fachliche,
soziale, personale, motivationale, moralische, emotionale oder
kreative Kompetenz bereits angeeignet hat. Diese Argumenta-
tion mag für die verschulten Einführungsveranstaltungen in ei-
nigen Bachelorstudiengängen noch nachvollziehbar sein.
Wenn man einmal die Grundlagen der Deskriptivstatistik ge-
lernt hat und diese anwenden kann, dann leuchtet es ein, dass
man das Modul mit stark standardisierten Veranstaltungen
und Prüfungen nicht noch einmal zu belegen braucht. Für An-
gebote in praxis- oder forschungsorientierten Masterstudien-
gängen ist diese Annahme jedoch gelinde gesagt abstrus. Es
wäre naiv, davon auszugehen, dass ein Student, der ein Modul

‘Logik’, ‘Zeitgeschichte’ oder ‘Humangenetik’ belegt
hat, sich in den zwei oder drei Veranstaltungen des

Moduls alle notwendigen Kompetenzen in die-
sen Feldern angeeignet hat und ihm deswe-

gen weitere Veranstaltungen aus dem
Fachgebiet ‘Logik’, ‘Zeitgeschichte’ oder
‘Humangenetik’ nichts Neues bringen
würden. 

Kompetenzorientierung
erstickt Freiräume

Man erkennt in dem Entwurf der gemein-
samen Erklärung der Kultusministerkon-
ferenz und der Hochschulrektorenkonfe-
renz die Intention, die Rigiditäten, die
sich mit der Bologna-Reform in das Studi-
um eingeschlichen haben, aufzuweichen:
Es geht um die Schaffung von mehr Frei-
räumen, weniger Detailregelungen, die
Zurücknahme der ECTS-Punkte als Ver-
rechnungseinheit bei der Anerkennung
von Studienleistungen und den Verzicht
auf Noten zu Studienbeginn6. Mit ihrer
Ausrichtung auf die Kompetenzorientie-
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Stefan Kühl ist Pro-
fessor für Soziolo-
gie an der Universi-
tät Bielefeld. Zur
Bologna-Reform ist
von ihm das Buch
‘Der Sudoku-Effekt.
Hochschulen im
Teufelskreis der Bü-
rokratie’ (transcript
2011) erschienen.

INFOS

Die Vorstellung, dass jeder Teilnehmer an einem Modul exakt die gleichen fachlichen
oder sozialen Kompetenzen erwerben könnte, zeugt von der Ignoranz der Bildungsplaner
gegenüber der nur sehr begrenzten Möglichkeit, individuelle Lernprozesse steuern zu
können.
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Hochschulen zertifizieren zu lassen. Der Anspruch im Entwurf
der Erklärung der Kultusministerkonferenz und der Hochschul-
rektorenkonferenz ist letztlich eine Enttrivialisierung der Stu-
dierenden. Es besteht jedoch die Gefahr, dass genau das Gegen-
teil erreicht wird. 

Das grundlegende Problem ist, dass der wohlklingende Kompe-
tenzjargon nur schlecht abgestimmt ist mit der Beschaffenheit
des real existierenden Studierenden an der real existierenden
Hochschule. Nur vordergründig wird er dem Einzelnen gerecht,
indem er ihn »dort abholt, wo er steht« und Schritt für Schritt
an höhere Leistungsniveaus heranführt. Bei genauerem Hinse-
hen droht das Kompetenzkonzept – wenn es durchgesetzt wür-
de – die Studierenden auf Kompetenzaneignungsmaschinen zu
reduzieren. Das kann an drei Punkten illustriert werden. 

Die erste Vorstellung der kompetenzorientierten Bildungsplaner
lautet, dass es möglich ist, alle Studierende in einen Takt einzu-
passen. Während sich in der Didaktik gerade der Gedanke
durchsetzt, dass man im gleichen Seminar auch Lernende mit
ganz unterschiedlichen Grundlagen, Leistungsinteressen oder
Fähigkeiten unterrichten kann, sollen nun die Lernziele der Mo-
dule in immer engeren Rastern standardisiert werden. Dabei
fällt gerade in der Lehre an Hochschulen auf, dass die einzelnen
Studierenden in ein und derselben Veranstaltung sehr unter-
schiedliche Lerneffekte erzielen. Der eine lernt, verschiedene
theoretische Perspektiven miteinander zu vergleichen, bei einer
anderen sickert langsam ein, wie man überhaupt mit einer wis-
senschaftlichen Perspektive einen neuen Blick auf die Empirie
gewinnen kann. Der eine lernt, den Mut aufzubringen, sich mit
eigenen Beiträgen zu melden, der andere lernt, in der Textbear-
beitung und beim Exzerpieren von Texten Sorgfalt walten zu
lassen. Die Vorstellung, dass jeder Teilnehmer an einem Modul
exakt die gleichen fachlichen oder sozialen Kompetenzen er-
werben könnte, zeugt von der Ignoranz der Bildungsplaner ge-
genüber der nur sehr begrenzten Möglichkeit, individuelle Lern-
prozesse steuern zu können.
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rung drohen die Kultusminister und Hochschulrektoren genau
das Gegenteil von dem zu erreichen, was sie mit der Erklärung
anstreben: Lernende werden zu Trivialmaschinen reduziert, die
die Reflexion und Anwendung wissenschaftlichen Wissens nur
noch in hochstandardisierten, genau definierten und präzise
abprüfbaren Paketen erlernen. 

Die Effekte der Kompetenzorientierung
im Studium

Welche Effekte die Kompetenzorientierung produzieren wird, ist
bereits absehbar. Schon jetzt sind die Modulbeschreibungen an
Hochschulen mit ihren Aussagen über die ‘fachlichen, methodi-
schen, fachpraktischen und fächerübergreifenden Inhalte’ der
Module, über die angestrebten Lernziele mit ihrer Spezifikation
der ‘fachbezogenen, methodischen fachübergreifenden Kompe-
tenzen’ und ‘Schlüsselqualifikationen’ nur äußert lose mit der
Praxis des Studiums verbunden7. Es ist auffällig, wie die häufig
mehrere hundert Seiten langen Beschreibungen für einen Studi-
engang dazu geführt haben, dass die Differenz zwischen immer
umfassender werdenden Beschreibungen von Modulen, Veran-
staltungen und Prüfungen einerseits und dem faktischen Ab-
lauf des Studiums, der Vorlesungen und Seminare sowie den
realen Prozessen beim Verfassen von Klausuren und Hausarbei-
ten andererseits immer größer geworden sind.

Die für Hochschulpolitik zuständigen Landesminister könnten
ein einfaches Verfahren wählen, um zu sehen, welcher Fiktion
sie mit der Orientierung der Module an Kompetenzen jetzt
schon aufsitzen. Sie müssten bei ihrem nächsten Besuch an ei-
ner deutschen Universität oder Fachhochschule einen x-beliebi-
gen Lehrenden oder Studenten fragen, was denn das Kompe-
tenzprofil des gerade bedienten bzw. studierten Fachmoduls ist.
Bestenfalls würden sie mit ihrer Frage irritierte Blicke ernten,
schlimmstenfalls schallendes Gelächter der Studierenden. Zu

>

Lernende werden zu Trivialmaschinen reduziert, die die Reflexion
und Anwendung wissenschaftlichen Wissens nur noch in hoch-
standardisierten, genau definierten und präzise abprüfbaren
Paketen erlernen.
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groß wäre die Verwunderung darüber, dass jemand ernsthaft
glaubt, dass die Modulhandbücher von irgendjemandem an der
Hochschule gelesen, geschweige denn ernst genommen wer-
den. 

Hintergrund dieser doppelten Wirklichkeit an den Hochschulen
ist, dass die Erstellung der Kompetenzprofile als notwendige
Pflichtaufgabe im Zuge der Akkreditierung von Studiengängen
angesehen wird, deren Erledigung dazu dient, externe Vorgaben
zu erfüllen8. Deswegen werden die Kompetenzprofile von Mo-
dul zu Modul mit Copy-and-Paste übertragen und bestenfalls
noch leicht modifiziert, oder die Kompetenzprofile werden
gleich als ‘Serviceleistung’ für die Lehrenden durch die Stabs-
stellen der Fakultäten und Fachbereiche erstellt. Mit der Realität
dessen, was in den Lehrveranstaltungen stattfindet, haben sie
nichts zu tun. Aber statt auf diese doppelte Wirklichkeit an den
Hochschulen mit einer Reduktion des Bürokratieniveaus in den
Studiengangsbeschreibungen zu reagieren, drohen unter dem
Label der Kompetenzorientierung die Rechtfertigungs- und Do-
kumentationspflichten an den Hochschulen noch ausgeweitet
zu werden. 

Niveausenkung als Folge

Ein Aspekt darf man nicht übersehen: Der bisher vorrangig von
den Bildungsplanern in den Kultus- und Wissenschaftsministe-
rien und den Hochschulrektoren geführte Diskurs über Kompe-
tenzorientierung ist nicht völlig spurlos an der Gruppe der
Hochschullehrer vorbeigezogen. Seit einiger Zeit hört man
Stimmen von Hochschullehrern, dass mit der Öffnung der
Hochschule für (fast) jeden und jede letztlich kein Weg an der

>

Trivialisierung der Studierenden vorbeiführe. Mit Wissenschaft,
so der Tenor, habe ein Studium an einer deutschen Hochschule
spätestens seit der Bologna-Reform sowieso nichts mehr zu tun.
Von den Schulen würden nur noch Duracell-Häschen kommen,
und letztlich werde von den Hochschullehrern ja implizit erwar-
tet, diese Häschen mit möglichst klein verpackten und genau
definierten Kompetenzhäppchen zu füttern.

Spätestens seit der Umsetzung der Bologna-Reform komme es,
so die Stimmen, vorrangig darauf an, Studierende mit möglichst
geringem Aufwand mit Abschlusszertifikaten auszustatten. Die
deutschen Hochschulpolitiker seien inzwischen nur noch daran
interessiert, ähnlich hohe Akademisierungsquoten wie in Nor-
wegen, Russland, Algerien oder Tunesien zu erreichen und da-
mit den Erwartungen der Bildungsplaner in der OECD gerecht
zu werden. Die Hochschulrektoren würden von den Landespoli-
tikern über Leistungsprämien für Studierenden- und Absolven-
tenzahlen angehalten, das Niveau an den Hochschulen immer
weiter abzusenken, und den Fakultäten und Fachbereichen blei-
be, so der Tenor, ja gar nichts anderes übrig, als diese Niveauab-
senkung mitzumachen, um ihrerseits nicht im Rahmen der leis-
tungsorientierten Mittelzuweisung Geldprämien zu verlieren.
Insofern sei das Bekenntnis zur Herstellung möglichst vieler
standardisierter Kompetenzhäppchen und deren möglichst kos-
tengünstige Verabreichung an die Studierenden nur konse-
quent. 

Dieser in einige Fachbereiche und Fakultäten langsam einsi-
ckernden Haltung ist eine gewisse Sinnhaftigkeit nicht abzu-
sprechen. Vielleicht ist die Trivialisierung der Studierenden das
wenn auch nicht unbedingt von allen intendierte, sich aber
zwangsläufig ausbildende Ergebnis der mit der Bologna-Erklä-
rung angestoßenen Studienreformen. Aber man erkennt in dem
Entwurf der gemeinsamen Erklärung der Kultusministerkonfe-
renz und der Hochschulrektorenkonferenz, dass sie eigentlich
dieser Entwicklung, dass Studierende zu reinen Kompetenzan-
eignungsmaschinen werden, entgegenwirken wollen. Vielleicht
sollten die für Hochschulpolitik zuständigen Minister vor der
Verabschiedung ihrer gemeinsamen Erklärung mit den Hoch-
schulrektoren noch einmal kurz innehalten, bevor sie auf den
Zug der Kompetenzorientierung aufspringen und dadurch ge-
nau das Gegenteil von dem erreichen, was sie eigentlich anstre-
ben. ■

1 KMK; HRK (2016): Entwurf ‘Europäische Studienreform’. Gemeinsame

Erklärung von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz

(Stand: 17. Mai 2016). Bonn: Sekretariat der Ständigen Konferenz der

Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland, S. 3.

2 Gunia, Jürgen (2012): Kompetenz. Versuch einer genealogischen

Ideologiekritik. In: Textpraxis 4, S. 1-11. Online verfügbar unter

http://www.uni-muenster.de/textpraxis/juergen-gunia-kompetenz,

URN: urn:nbn:de:hbz:6-83429580473, hier S. 1.

3 Schaper, Niclas; Hilkenmeier, Frederic (2013): Umsetzungshilfen

für kompetenzorientiertes Prüfen. Bonn: HRK Nexus, S. 19.

4 Siehe ausführlich dazu Kühl, Stefan (2012): Modell Sprachschule.

Die Effekte der neuen Mode der Kompetenzorientierung an den

Hochschulen. In: Forschung & Lehre (12), S. 914-916.

5 Siehe dazu Ladenthin, Volker (2011): Kompetenzorientierung als Indiz

pädagogischer Orientierungslosigkeit. In: Profil (9), S. 1-6, hier S. 4.

6 So die Einschätzung von Johann Osel, dem als erstem Journalisten das

Papier vorlag. Siehe Osel, Johann (2016): Das große Bachelor-Basteln.

In: Süddeutsche Zeitung, 12. Mai 2016.

7 Die Formulierungen stammen aus den Anforderungen der Kultusminis-

terkonferenz an die Modulbeschreibung. Siehe KMK (2010): Länderge-

meinsame Strukturvorgaben für die Akkreditierung von Bachelor- und

Masterstudiengängen. Beschluss der Kultusministerkonferenz vom

10. Oktober 2003 i.d.F. vom 4. Februar 2010. Bonn: KMK, Anhang, S. 3. 

8 Darauf weist auch das Fachgutachten von Niclas Schaper für die HRK

hin. Die Kompetenzorientierung werde, so die Klage Schapers, in vielen

Bereichen des Studiums an deutschen Hochschulen bisher nur formal

berücksichtigt und umgesetzt. Siehe Schaper, Niclas (2012): Fachgutach-

ten zur Kompetenzorientierung in Studium und Lehre. Bonn: HRK Projekt

Nexus, S. 6.

FUSSNOTEN

Von den Schulen würden nur noch Duracell-Häschen kommen,
und letztlich werde von den Hochschullehrern ja implizit erwar-
tet, diese Häschen mit möglichst klein verpackten und genau
definierten Kompetenzhäppchen zu füttern.
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Zeit, gemeinsam
mehr zu erreichen
Mit Kindern spielen, Senioren aus der
Zeitung vorlesen, Biotope pflegen oder
Heranwachsenden den Museumsbetrieb
nahebringen

Der Bundesfreiwilligen-
dienst bietet vielfältige

Einsatzmöglichkeiten. Egal
ob jung oder alt, Mann oder
Frau, die Freiwilligen werden
in den unterschiedlichsten
Bereichen eingesetzt und
unterstützen die hauptamtli-
chen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in Krankenhäu-
sern, Seniorenheimen oder
Behinderteneinrichtungen,
aber auch im Umweltschutz,
in der Flüchtlingshilfe, Sport-
vereinen oder in Kulturpro-
jekten. Allen interessierten
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der Bundesfreiwilligen-
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dere weiter, können über ihr
freiwilliges Engagement
auch nach dem Berufsleben
weiter mitten im Geschehen
bleiben.

Wer sich für den Bundesfrei-
willigendienst bewerben
möchte, wendet sich an eine
anerkannte Einsatzstelle oder
einen Träger. Einen Überblick
bietet die Einsatzstellensuche
unter www.bundesfreiwilli-
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ren Fragen stehen die regiona-
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Verfügung,
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Visible
Feedback
Von der Hattie-Studie
in den Unterrichtsalltag

von BENEDIKT WISNIEWSKI & KLAUS ZIERER

Welche Lehrerin oder welcher Lehrer kennt
nicht die folgende Situation: Der Unterricht

läuft nicht wie geplant. Vieles zeigt sich
schwieriger als erwartet. Und anstelle am Ende

nochmals abzufragen, woran es liegt und was
hängen geblieben ist, versucht man noch

schnell den Rest irgendwie durchzubringen.

Zurück bleibt ein ungutes Gefühl. Allzu oft ver-
säumen es aber Lehrpersonen, dieses Gefühl
erst gar nicht aufkommen zu lassen, indem sie
die Lernenden in den Unterrichtsprozess einbe-
ziehen. Denn es sind die Schülerinnen und
Schüler, die Auskunft darüber geben können,
was und warum etwas funktioniert.

Feedback hat wie kaum ein anderer Faktor Einfluss auf den Lernerfolg
von Schülerinnen und Schülern. So selbstverständlich diese Einsicht

aus der Forschung ist, so umstritten zeigt sich Feedback in der Praxis.



W
arum fällt es Lehrerinnen und Lehrern häufig so
schwer, sich Feedback zu holen? Wodurch zeich-
net sich erfolgreiches Feedback aus? Was ist un-
ter Feedback zu verstehen? Der vorliegende Bei-

trag stellt einige Überlegungen vor, um Feedback als das
scheinbar Selbstverständliche sichtbar zu machen.

Die Hattie-Studie

Mit Erscheinen der Hattie-Studie wird wieder viel darüber
diskutiert, welche der aufwändig gewonnenen Erkenntnisse
aus der Forschung in der Schulpraxis tatsächlich umgesetzt
werden können. Bei mittlerweile 150 Faktoren ist es alles an-
dere als einfach, die richtigen Schlüsse zu ziehen. Konsens be-
steht darin, dass guter Unterricht durch Klarheit der Lehrper-
son, hohe Erwartungen an die Lernenden, herausfordernde
Ziele und positive Lehrer-Schüler-Beziehungen gekennzeich-
net ist. Doch was heißt all das konkret?
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Bei vielen verkürzten und teilweise auch falschen Interpretatio-
nen verdichtet Hattie selbst seine Forschungsergebnisse in ei-
ner zentralen Botschaft: »Kenne deinen Einfluss!« (vgl. Hattie &
Zierer, 2016). Voraussetzung für alle Bedingungen, die Unter-
richt erfolgreich machen, sind zuverlässige Informationen darü-
ber, was bei den Schülerinnen und Schülern ankommt. Ob Ler-
nen wirklich sichtbar wird, hängt davon ab, in welcher Weise
Lehrende wissen möchten, wie sie das Lernen ihrer Schülerin-
nen und Schüler beeinflussen. In diesem Sinne müssen Lehrper-
sonen keine Forscher sein. Aber: Sie müssen Evaluatoren sein
und nach ihrem Einfluss suchen.

Was ist Feedback?

Feedback kann als ein auf Daten basierender Informationsaus-
tausch zwischen zwei Menschen bezeichnet werden. Im schuli-
schen Kontext bezieht sich dieser Austausch vornehmlich auf
die Interaktion zwischen Lernenden und Lehrpersonen. Insofern
kann es als Feedback von der Lehrperson zu den Lernenden oder
als Feedback von den Lernenden zur Lehrperson auftreten. Mit
Blick auf den Forschungsstand zeigt sich Feedback als der Faktor
mit dem besten Verhältnis aus Wirksamkeit und Untersu-
chungsdichte: 25 Meta-Analysen führen zu einer Effektstärke

>

von 0.75 und Rang 10 (vgl. Hattie 2009, 2013 und Hattie & Zie-
rer 2016). Damit liegt der Einfluss von Feedback deutlich über
der durchschnittlichen Effektstärke von 0.4 und ist beispielswei-
se deutlich größer als der Effekt einer Reduzierung der Klassen-
größe (0.21) oder für webbasiertes Lernen (0.18). 

Der Blick auf die Forschungslage täuscht darüber hinweg, dass
es gar nicht so selbstverständlich ist, warum Feedback wichtig
ist und welches Feedback wirksam ist. Denn eines zeigen die
Forschungen auch: Nicht jede Lehrperson ist der Auffassung,
dass sich Feedback lohnt, und nicht jedes Feedback führt zum
erwünschten Effekt.

So sind manche Lehrerinnen und Lehrer überzeugt davon, zu
wissen, wann Unterricht erfolgreich war. Aus ihrer Sicht ist
Feedback von den Lernenden wenig hilfreich. Studien können
aber nachweisen, dass diese Selbsteinschätzung nicht selten
falsch ist und Lernende sich im Unterricht nur gelangweilt oder
nur wenig gelernt haben. Infolgedessen ist es eben nicht so
sehr das Feedback von der Lehrperson zu den Lernenden, das
wichtig wird, sondern das Feedback von den Lernenden zur
Lehrperson (Schülerfeedback). Dieses gibt Antworten darauf, ob
die Ziele erreicht worden sind, die Inhalte verstanden wurden,
die Methoden brauchbar waren und die Medien nützlich waren.

Mit diesen Überlegungen wird deutlich, dass es bei erfolgrei-
chem Feedback von den Lernenden zur Lehrperson vor allem auf
die Fragen ankommt, zu denen Rückmeldung eingeholt wird.
Nicht selten sind es nämlich die falschen Fragen, die Feedback
wertlos werden lassen. Damit Feedback allgemein betrachtet
erfolgreich werden kann, muss es Fragen auf drei Ebenen beant-
worten:

1. Aufgabe: Wie gut konnte der Lernende die Aufgaben lösen?

2. Prozess: Was musste vom Lernenden getan werden,
um die Aufgaben zu lösen?

3. Selbstregulation: Wie konnte der Lernende
seinen Lernprozess selbst steuern?

Gelingt es über ein Schülerfeedback Informationen zu allen drei
Ebenen zu erhalten, eröffnet sich für Lehrpersonen die Möglich-
keit, das Lernen nachhaltig zu verbessern.

Abgesehen vom positiven Einfluss auf den Lernerfolg von Schü-
lerinnen und Schülern hat Schülerfeedback eine große Bedeu-
tung für die Berufszufriedenheit und Gesundheit von Lehrper-
sonen (Enns et al., 2004). Das Fehlen von Rückmeldungen zum
eigenen beruflichen Handeln (und im Lehrerberuf sind diese in
der Regel rar) ist ein Risikofaktor für ein geringes Selbstwirk-
samkeitserleben und als Folge davon von Erschöpfungserschei-
nungen bis hin zum Burn-Out.

Warum hat es Feedback so schwer?

Trotz der positiven Effekte von Feedback ist es an vielen Schulen
alles andere als ein Selbstläufer. Laut einer aktuellen Studie von
Richter und Pant (2016) geben 35 Prozent der befragten Lehr-
personen an, regelmäßig Feedback von ihren Schülerinnen und
Schülern einzuholen. Die einzigen bisher vorliegenden empiri-
schen Erhebungen tatsächlicher Nutzung in Deutschland zeigen
ein noch ungünstigeres Bild: Bei einer Gesamtzahl von rund
50.000 Lehrkräften in den Bundesländern Berlin und Branden-
burg holten etwa zwei Prozent der Lehrpersonen pro Jahr ein

>

Feedback per App
FeedbackSchule (www.feedbackschule.de) ist ein Online-System
zum Einholen von Schüler-Lehrer-Feedback und Kollegen-Feed-
back. Es ermöglicht, unmittelbare, aussagekräftige und krite-
riengeleitete Rückmeldungen auf einer evidenzbasierten
Grundlage mit geringem Zeitaufwand. Das Austeilen, Einsam-
meln und Auswerten von Fragebögen per Hand wird dadurch
überflüssig. Lehrpersonen können Fragebögen zu ihrem Unter-
richt oder anderen schulisch relevanten Bereichen an ihre Klas-
sen weitergeben und innerhalb weniger Minuten und absolut
anonym per Smartphone-App oder Webanwendung beantwor-
ten lassen. Als Fragebögen stehen wissenschaftlich untersuchte
Items zur Verfügung, die durch individuelle Fragen ergänzt wer-
den können. Alle Fragen werden mithilfe einer vierstufigen Ska-
la von »trifft nicht zu« bis »trifft zu« beantwortet. Zusätzlich
sind freie Anmerkungen möglich, wenn die Lehrperson dies
wünscht. Alle Ergebnisse sind unmittelbar abrufbar, werden
graphisch aufbereitet und sind nur für die Lehrperson einseh-
bar.

INFOS

Alle Ergebnisse sind unmittelbar abrufbar, werden
graphisch aufbereitet und sind nur für die Lehrperson
einsehbar.
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Feedback ein (Gärtner, 2013). Ein Feedback von den Lernenden
zur Lehrperson findet in der Praxis kaum statt (vgl. Hattie &
Zierer, 2016). 

Schülerfeedback steht für viele unter Generalverdacht. Ein
schönes Beispiel hierzu: Die Süddeutsche Zeitung vom 22. Juni
2016 titelte nach einem Vorstoß des Bayerischen Staatssekre-
tärs für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, Georg Ei-
senreich, wonach im Rahmen der zweiten Phase der Lehrerbil-
dung zukünftig von den Referendaren verbindlich ein Schüler-
feedback einzuholen sei: »Schüler sollen ihre Lehrer benoten«.

Woher kommen diese Vorbehalte? Nach van der Vegt et al.
(2001) treten bei jeder Art von Innovation typische Bedenken
der Beteiligten auf. Dazu gehören 

•   Identitätsbedenken (Werden nach Einführung der Innovation
meine Vorstellungen immer noch unterstützt?), 

•   Aufwandsbedenken (Bedeutet die Innovation
für mich hohen Aufwand?) und 

•   Fairnessbedenken (Wird die Innovation dazu führen, dass
meine bisherigen Leistungen weniger honoriert werden?)

Der aktuelle Diskurs – auch innerhalb der Lehrerberufsverbände
– zeigt, dass die Frage, ob Feedback im Unterricht eingefordert
wird oder nicht, eine Frage der Haltung ist: Lehrpersonen haben

immer Gründe dafür etwas zu tun oder auch nicht zu tun. Pro-
blematisch ist sicherlich, dass Feedback häufig als Angriff auf
das bisherige Rollenverständnis angesehen, eng verbunden mit
den Befürchtungen, dass der Umgang mit den Schülerinnen
und Schülern und vor allem die Bewertung von Leistungen
durch eine Art Abhängigkeitsverhältnis (im Sinne von »Du be-
wertest mich gut, dann bewerte ich dich gut!«) verändert. 

Solche Identitätsbedenken stehen Forschungsergebnissen ent-
gegen, die zeigen, dass sich kein Einfluss von Feedback durch
Schülerinnen und Schüler auf die Bewertungspraxis von Lehr-
kräften nachweisen lässt und umgekehrt (Aleamoni, 1999). Ent-
gegen der oft geäußerten Befürchtung, Lernenden »könnten die
Möglichkeit der Befragung zu einer generellen Kritik an der
Lehrkraft nutzen, weisen die vorliegenden Ergebnisse eher auf
das Gegenteil hin. In der großen Mehrzahl der Befragungen
werden hohe Übereinstimmungen zwischen der Selbst- und der
Fremdeinschätzung ermittelt« (Gärtner, 2013, S. 121). Die Ein-
schätzungen des Unterrichts durch Schülerinnen und Schüler
deckt sich hochgradig sowohl mit der Einschätzungen hospitie-
render Kolleginnen und Kollegen als auch grundsätzlich mit der
Selbsteinschätzung der betroffenen Lehrpersonen (Peterson,
2000, 2004; Irving, 2004). Gerade deshalb sind Abweichungen
des Schülerfeedbacks von der Selbsteinschätzung besonders in-
teressant. >



> PROFIL | Oktober 201626

PROFIL > zur diskussion

Fairnessbedenken ergeben sich in erster Linie aus dem Missver-
ständnis von Feedback als Bewertung oder sogar als Teil der Beur-
teilung. Diesem Missverständnis überlagerte die angesprochene
Berichterstattung in der Süddeutschen Zeitung und sie ist ein Be-
leg dafür, wie unklar oft ist, dass Feedback ein Instrument zur
Selbstreflexion und eben nicht zur Leistungsbeurteilung ist. Schü-
lerfeedback wird nicht zu Beurteilungszwecken verwendet. Viel-
mehr dient es als Eintrittskarte in den Dialog zwischen Lernenden
und Lehrperson – die Grundlage für erfolgreiches Unterrichten.

Zusätzlich entstehen Aufwandsbedenken, die dadurch begründet
sind, dass Lehrpersonen in den letzten Jahren immer mehr Aufga-
ben zusätzlich zum Kerngeschäft ‘Unterricht’ übernehmen muss-
ten. Deshalb ergibt sich auch beim Thema Feedback die Frage
»Kann ich das noch zusätzlich leisten?« Erfordern Fragebogenin-
strumente einen Erhebungs- und Auswertungsaufwand von meh-
reren Stunden, erleben viele Lehrerinnen und Lehrer dies als durch
den Nutzen kaum zu rechtfertigen. Aus diesen Bedenken kann
sich – werden sie nicht aus der Welt geschafft – eine dysfunktio-
nale Haltung ergeben, die sich in der Regel nicht zwangsläufig in
der Gegenargumentation oder offenen Ablehnung, sondern auch
in Vergessen, Aufschieben und subjektiv wahrheitsgetreuen Erklä-
rungen für die Nichtanwendung äußern kann. Dabei ist unbestrit-
ten, dass Lehrpersonen in der Vergangenheit immer mehr leisten
mussten. Beim Feedback ist es aber anders: Es geht nämlich nicht
darum, dass Lehrpersonen mehr Feedback geben sollen, sondern
ein anderes, ja unter einem bestimmten Blickwinkel sogar weni-
ger: Da sich erfolgreiches Feedback darin zeigt, dass es als Rück-
meldung von den Lernenden zur Lehrperson gegeben wird, wäre
es notwendig, dass Lehrpersonen weniger Feedback geben – und
stattdessen die Lernenden mehr zu Wort kommen lassen. Hinzu
kommt, dass es im Hinblick auf das Feedback von der Lehrperson
zu den Lernenden weniger darauf ankommt, noch mehr Feedback
auf der Ebene der Aufgabe zu geben, sondern eben verstärkt auf
der Ebene der Selbstregulation zu agieren. 

Wie kann Feedback
erfolgreich
implementiert werden?

Infolgedessen stellt sich die Frage,
wie Schülerfeedback gewinnbrin-
gend und ohne ungünstige Ne-
beneffekte eingeholt werden
kann. In Anlehnung an Strahm
(2008) sind hierbei drei Schritte
zielführend:

• Türöffner: Rückmeldungen wer-
den zunächst nur zu lehrperso-
nenunabhängigen Bereichen
(zum Beispiel Mitarbeit der
Klasse, Arbeitserfolge während
einer Gruppenarbeit etc.) gege-
ben, um Ängste zu nehmen.

• Fragen zum Verhalten: Rückmel-
dungen werden zu vorher ver-
einbarten, klar präzisierten Ver-
haltensbereichen eingeholt
(zum Beispiel zur Klarheit, zum
Umgang mit Störungen etc.)

• Fragen zur Persönlichkeit: Rückmeldungen werden in freier
Form eingeholt, um blinde Flecken zu identifizieren (zum Bei-
spiel zu auffälligen Eigenheiten oder sprachlichen Manieris-
men)

Die Verwendung kriteriengeleiteter Instrumente, wie beispiels-
weise validierter Fragebögen, hat den Vorteil, dass sich der
Schwerpunkt von einer vornehmlich subjektiven Rückmeldung,
die die Gefahr der Thematisierung von selbstwertrelevanten
Merkmalen mit sich bringt, hin zu einer standardisierten Rück-
meldung bezüglich wissenschaftlich relevanter Qualitätsmerk-
male verschiebt. So erzeugt beispielsweise die Frage danach, ob
in einer Unterrichtsstunde die Ziele klar zu erkennen waren, we-
niger Bedenken als die Frage danach, ob man die Lehrerin oder
den Lehrer als Person kompetent findet – letzteres ist sogar eine
völlig irrelevante Frage und eine jener Fragen, auf die der Ler-
nende kaum eine adäquate Antwort geben kann. Ähnliches gilt
für Fragen, welche die Persönlichkeit der Lehrperson betreffen.
Diese können irgendwann – wenn wirklich ein Vertrauensver-
hältnis etabliert ist – Gegenstand von Feedback sein, aber sie
sind mit Vorsicht zu bewerten: Nicht immer sind die nettesten
Lehrpersonen jene, die den größten Einfluss auf das Lernen ha-
ben.

Wirksamkeit von Feedback kann infolgedessen dadurch geschaf-
fen werden, dass als Grundlage nicht willkürliche Fragestellun-
gen verwendet werden, sondern Items, deren Bedeutsamkeit für
den Lernerfolg oder andere angestrebte Zieldimensionen empi-
risch nachweisbar ist. Im deutschsprachigen Raum sind bei-
spielsweise die Evidenzbasierten Methoden der Unterrichtsdiag-
nostik und -entwicklung (EMU) von Helmke und Schrader (2013)
bekannt. Im US-amerikanischen Kontext sind in diesem Zusam-
menhang vor allem die Erhebungen im MET-Projekt Measures of
Expertise in Teaching zu nennen, die unter den 7Cs bekannt ge-
worden sind. Dabei stehen die 7Cs für folgende Faktoren, die
aus Sicht der Lernenden erfolgreichen Unterricht bestimmen: 

>

>





• eine Reflexion der eigenen
Haltungen zu Feedback,

• eine klare Unterscheidung
von Feedback, Bewertung
und Beurteilung in erster
Linie durch die Schullei-
tung, 

• eine klare Verankerung im
Schulprogramm bzw.
Schulprofil und 

• eine solide Einführung, die
den Sinn und Nutzen für
alle Beteiligten verdeut-
licht. 

Feedback darf niemals
Selbstzweck sein, sondern
muss für die Feedbackgeber

einen Nutzen bedeuten. Dieser zeigt sich dadurch, dass kriti-
sche Rückmeldungen in bestimmten Bereichen auch zu tat-
sächlichen Veränderungen führen. Ist dies nicht der Fall, läuft
sich die Rückmeldepraxis zwangsläufig tot. Schülerinnen und
Schüler können nicht nachvollziehen, warum sie Rückmeldun-
gen geben sollen, wenn sich danach am Unterricht nichts ver-
ändert.

Schließlich ist es nicht unerheblich, den zeitlichen Aufwand für
das Einholen und Auswerten von Feedback möglichst gering zu
halten. Neue Medien können hierfür hilfreich sein und es gibt
mittlerweile ein großes Angebot an Feedback-Software, die von
einfachen bis hin zu professionellen Anwendungen reichen (sie-
he Info-Box). 

Richtig eingesetzt – auch mit Blick auf begrenzte zeitliche Res-
sourcen von Lehrerinnen und Lehrern – dient Feedback dazu,
über Unterricht ins Gespräch zu kommen. Auf diese Weise ist es
möglich, dass an Schulen eine tatsächliche Feedback-Kultur ent-
steht. Oder um es mit den Worten von John Hattie zu sagen: 

»Most teachers in most schools talk about students, the curricu-
lum and assessment. But in truly great schools, teachers talk
about learning and the impact of their teaching.«
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•   Control (Klassenführung), 
•   Challenge (Herausforderung), 
•   Clarify (Klarheit), 
•   Captivate (Begeisterung), 
•   Confer (Zuhören), 
•   Care (Fürsorge) und
•   Consolidate (Rückmeldung). 

Es lohnt sich, Feedbackfragen an diese Ergebnisse anzupassen –
und insofern erneut der Hinweis: Lehrpersonen müssen keine
Forscher sein. Lehrpersonen müssen Evaluatoren sein. Insofern
brauchen sie keine Fragebögen entwickeln, sondern es reicht,
wenn sie die besten Items anwenden.

Kompetenz und Haltung als Erfolgsgaranten

Die erfolgreiche Implementierung von Feedback wird davon ab-
hängen, Lehrpersonen Gründe an die Hand zu geben, warum sie
diesen Schritt gehen sollen. Insofern wird es notwendig sein,
sowohl Kompetenzen zu vermitteln als auch Haltungen anzu-
bahnen.

Am Anfang jeder erfolgreichen Implementierung von Unter-
richtsfeedback stehen daher

>

Fragen, welche die Persön-
lichkeit der Lehrperson
betreffen, können irgend-
wann – wenn wirklich ein
Vertrauensverhältnis eta-
bliert ist – Gegenstand
von Feedback sein, aber sie
sind mit Vorsicht zu bewer-
ten: Nicht immer sind die
nettesten Lehrpersonen
jene, die den größten Ein-
fluss auf das Lernen haben.
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B A Y E R N

G9 zukünftig auch in Bayern wieder möglich
Bayerns Gymnasien sollen künftig selbst festlegen können, ob sie eine achtjährige (G8)

oder eine neunjährige (G9) Ausbildung anbieten. Das hat das Bayerische Kabinett
bei seiner Klausurtagung in St. Quirin beschlossen.

Wahlfreiheit für
Schulen, Eltern
und Schüler

»Ich stelle fest: das G8 für alle
ist ebenso überholt wie das
G9 für alle«, sagte Kultusmi-
nister Ludwig Spaenle bei der
Vorstellung der Beschlüsse.
Daher biete der Freistaat den
Schulen – und damit auch den
Schülern und Eltern – künftig
eine echte Wahlfreiheit »und
mehr Flexibilität«, wie es der
CSU-Politiker formulierte.

Mehrheit der Gym-
nasien auf dem
Land würde wohl G9
wählen

Dem Willen der Staatsregie-
rung zufolge sollen die Gym-
nasien im Freistaat ab dem
Schuljahr 2018/2019 entwe-
der als G8 oder als G9-Schule
firmieren – oder, das ist laut
Minister Spaenle auch mög-
lich, beide Versionen anbie-
ten. Bildungseinrichtungen,
die beide Züge anbieten, dürf-
ten allerdings eher die Aus-
nahme sein – davon gehen Ex-
perten jedenfalls aus. Für die
meisten Schulen wäre der Or-
ganisations- und Finanzauf-
wand zu groß. »Die Mehrheit
unserer Gymnasien wird sich
für eine der beiden Varianten
entscheiden.« Dabei zeigten
einige Umfragen, dass sich
besonders auf dem Land viele
Gymnasien für eine Rückkehr
zum G9 entscheiden würden.

Keine neuen
Lehrpläne

Bis zum Frühjahr 2018 will
das Kultusministerium von
den Verantwortlichen der
Schulen wissen, ob sie zur

>

>

>

neunjährigen Ausbildung zu-
rückkehren wollen. Unverän-
dert bleibt aber auch beim
G9: Nach Vollendung des
sechsten Gymnasiumjahres
wird den Schülern auch wei-
terhin die Mittlere Reife ver-
liehen. Gleich bleiben wird
auch der Lehrplan. »Wir arbei-
ten auf Basis des Lehrplans
für das G8«, erklärte Spaenle.
Beim G9-Zug würde der Stoff
lediglich für die verlängerte
Lernzeit anders aufgeteilt. Die
Oberstufe soll auch weiterhin
aus zwei Schuljahren beste-
hen.

Auch wenn der Startschuss –
nach Abschluss der Pilotphase
im Juli 2017 – zum Schuljahr
2018/2019 fallen soll, können
sich Bayerns Gymnasien auch
länger Zeit lassen, um zu ent-
scheiden, ob sie zum G9
wechseln wollen oder nicht.
»Wir geben den Verantwortli-
chen auch die Chance, sich
das Ganze vielleicht erst ein-
mal ein oder zwei Jahre anzu-
schauen«, betonte der Kultus-
minister. »Die Schulen sollen
Entscheidungen treffen, wie
es für sie passt.«

Spaenle verspricht
Kompensation für
weite Schulwege

Die Sorge mancher Eltern, ihre
Kinder müssten künftig länge-
re Schulwege – und damit hö-
here Kosten – in Kauf neh-
men, um zu der bevorzugten
Schulart zu gelangen, ver-
suchte Spaenle zu entkräften.
Die sogenannten ‘Sachauf-
wandsträger’ – also Landkrei-
se und Gemeinden – würden
für zusätzliche Fahrtkosten
aufkommen, wenn ein Schü-
ler beispielsweise in einem
anderen Landkreis auf ein G9
gehen will. Dabei sei es ihm
klar, so der Minister, dass es
nicht immer und überall die
gewünschte Schulart für je-

>

den Schüler geben könne.
»Es wird nicht immer das
nächstgelegene Gymnasium
sein, das das gewünschte An-
gebot hat. Aber das spiegelt
die Lebenswirklichkeit in ei-
nem Flächenstaat wie Bayern
wider«, erklärte Spaenle.

Diskussionen und
Entscheidungsrun-
den »mit allen
Beteiligten« starten

Die jetzt beschlossene Wahl-
freiheit sei dabei keinesfalls
die »einfache Lösung« für
Bayerns Bildungspolitik. »Ei-
ne einheitliche Lösung, die
von Hof bis Lindau gültig wä-
re, mag vielleicht einfach er-
scheinen. Doch das ist nicht
der Fall«, erklärte Spaenle.
»Wir müssen auf die Bedürf-
nisse vor Ort eingehen.« Und
genau dort, so betonte der
Minister, müssten jetzt auch
die Diskussionen und Ent-
scheidungsrunden starten –
»mit allen Beteiligten«, wie
Spaenle mahnte. Die Gymna-
sien müssten jetzt mit El-
tern- und Lehrervertretun-
gen, der Politik vor Ort und
auch den Schülervertretun-
gen in den Dialog treten,
»um die beste Lösung für ih-
re jeweilige Schule zu fin-
den.« ■

>

Bayerns Gymnasien sollen künftig selbst festlegen können,
ob sie eine achtjährige (G8) oder eine neunjährige
(G9) Ausbildung anbieten.
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• Individuelle Wahlfreiheit für alle Gymnasien in Bayern
• Keine neuen Lehrpläne
• Weiterhin Mittlere Reife nach dem sechsten Gymnasialjahr
• Bayerns Schulgesetze sollen zum 1. August 2017 an eine

G8/G9-Wahlfreiheit angepasst werden
• Entscheidungsfindung innerhalb der Gymnasien bis spätestens

Frühjahr 2018
• Erste offizielle Umstellung ab dem Schuljahr 2018/2019
• Möglichkeiten für Gymnasien, auch später noch umzustellen
• Erstattung zusätzlicher Schulwegkosten für Schüler mit weite-

rer Anreise zum gewünschten Gymnasium

Kernpunkte der bayerischen Gymnasialreform





N I E D E R S A C H S E N

Gutachten mit Sprengstoff:
Land ist als Dienstherr verpflichtet, Arbeitszeit

von Lehrern zu untersuchen
Der Philologenverband Niedersachsen hat die rot-grüne Landesre-
gierung in Hannover aufgefordert, »endlich eine Untersuchung der
Lehrerarbeitszeit in Auftrag zu geben und nicht weiter ‘auf Zeit‘ zu
spielen, um sich an der längst überfälligen Senkung der Lehrerar-
beitszeit vorbeizumogeln« – und bringt jetzt ein Rechtsgutachten
ins Spiel, um den Druck zu erhöhen. Hintergrund ist ein Urteil des
Oberverwaltungsgerichts (OVG) Lüneburg, das eine Aufstockung der
Pflichtstundenzahl für Gymnasiallehrer kassiert hatte.

Der Ausgang des Streits
hat bundesweit Signal-
wirkung – sollte Nie-

dersachsen zu einer Untersu-
chung der Arbeitszeit ge-
zwungen werden, müssten
die anderen Bundesländer
wohl nachziehen.

Anpassungspflicht ist
verfassungsrechtli-
che Fürsorgepflicht 

Mit ihrer Weigerung, eine Un-
tersuchung der Lehrerarbeits-
zeit vorzunehmen, setze sich
die Landesregierung in offe-
nen Widerspruch zu dem von
ihr angeblich akzeptierten Ur-
teil des OVG Lüneburg, erklär-
te der Landesvorsitzende des
Philologenverbandes, Horst

>

Audritz. Damit missachte Rot-
Grün die aus ihrer verfas-
sungsrechtlichen Fürsorge-
pflicht folgende Anpassungs-
pflicht bei der Ausgestaltung
der Lehrerarbeitszeit. »Diese
Verweigerungshaltung des
Landes werden wir nicht län-
ger hinnehmen«, unterstrich
Audritz bei der Vorstellung ei-
nes Rechtsgutachtens des
bundesweit renommierten
Verfassungs- und Verwal-
tungsrechtlers Prof. Ulrich
Battis, der den Philologenver-
band schon bei seinem erfolg-
reichen Arbeitszeitprozess vor
dem OVG Lüneburg vertreten
hatte.

In seinem Gutachten weise
Prof. Battis nach, dass das

Land die Einhaltung der ge-
setzlich vorgegebenen Ar-
beitszeit der Beamten von

durchschnittlich wöchentlich
vierzig Stunden auch für Lehr-
kräfte zu gewährleisten habe.
Dabei folge aus der Fürsorge-
pflicht des Landes die Pflicht,
die Arbeitszeit der Lehrkräfte
an die der übrigen Landesbe-
amten anzupassen. Diese An-
passungspflicht könne nur
durch entsprechende vorheri-
ge Ermittlungs- und Beobach-
tungspflichten des Dienst-
herrn erfüllt werden. Daher
sei eine Arbeitszeituntersu-

Eine Arbeitszeituntersuchung durch das
Land ist zwingend und erforderlich.
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»Die Ausgestaltung der Lehrerarbeitszeit muss von sachgerechten
Gründen getragen werden. Maßstab kann insoweit allein die Ein-
haltung der gesetzlichen Arbeitszeit sein.«

»Aus der Fürsorgepflicht nach Art. 33 Abs. 5 GG folgen eine An-
passungspflicht und – dieser vorgeschaltet – entsprechende Er-
mittlungs- und Beobachtungspflichten des Dienstherrn. Insbe-
sondere bei Veränderungen, die sich auf die Arbeitsbelastung von
Lehrkräften auswirken können, besteht eine Veranlassung zur Er-
greifung von Maßnahmen zur Ermittlung der tatsächlichen Ar-
beitsbelastung sowie gegebenenfalls zu deren Anpassung, um die
Einhaltung der gesetzlichen Regelarbeitszeit zu gewährleisten.«

»Sollte die Untersuchung zu dem Ergebnis kommen, dass die Ar-
beitsbelastung der Lehrkräfte in Niedersachsen über die gesetzli-
che Regelarbeitszeit hinausgeht, müsste die Landesregierung
Maßnahmen treffen, um die Einhaltung der Regelarbeitszeit zu
gewährleisten.«

Ergebnisse des Gutachtens
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chung durch das Land zwin-
gend und umgehend erfor-
derlich. 

Verletzung der
Fürsorgepflicht

»Angesichts des langen Zeit-
raums seit der Festlegung
der derzeit geltenden Regel-
stundenzahl, der seitdem
eingetretenen Veränderun-
gen in der Arbeitsbelastung
der Lehrkräfte sowie nicht
zuletzt angesichts des jüngst
ergangenen, auch insoweit
eindeutigen Urteils des
Oberverwaltungsgerichts Lü-
neburg ist«, so Battis, »die
Niedersächsische Landesre-
gierung verpflichtet, zeitnah
die tatsächliche Arbeitsbe-
lastung der Lehrkräfte in ei-
nem fundierten und nach-
vollziehbaren Verfahren zu
ermitteln und gegebenen-
falls Anpassungen vorzuneh-
men.« Die Unterlassung ei-
ner erforderlichen Anpas-
sung der Ausgestaltung der
Lehrerarbeitszeit stelle eine
Verletzung der Fürsorge-
pflicht aus Art. 33 Abs. 5 GG
und des allgemeinen Gleich-
heitssatzes aus Art. 3 Abs. 1
GG dar.

Eine solche Untersuchung
der Lehrerarbeitszeit, so Bat-
tis, müsse das Land daher so-
fort vornehmen – es bestehe
kein Handlungsspielraum
mehr. Mit der Erklärung der
Landesregierung, eine flä-
chendeckende Arbeitszeitun-
tersuchung im Rahmen des
Vorhabens ‘Arbeitszeitanaly-
se’ sei nach derzeitigem Pla-
nungsstand nicht beabsich-
tigt, setze sie sich in offenen
Widerspruch zu dem von ihr
angeblich akzeptierten Ur-
teil des OVG Lüneburg und
missachte damit die aus ih-
rer verfassungsrechtlichen
Fürsorgepflicht folgende An-
passungspflicht bei der Leh-
rerarbeitszeit.

Audritz unterstrich, dass die
Pflicht des Landes, die Ar-
beitszeit der Lehrer an die

>

der übrigen Landesbeamten
anzupassen, nicht dadurch
umgangen werden könne,
dass es das Land pflichtwidrig
unterlasse, die tatsächlichen
Arbeitsbelastungen der Lehr-
kräfte zu ermitteln. Insbeson-
dere könne die Pflicht zur An-
passung der Lehrerarbeitszeit
auch nicht dadurch umgan-
gen werden, dass eine Ermitt-
lung der Arbeitsbelastungen
beispielsweise durch eine On-
line-Befragung der Lehrkräfte
bzw. durch andere, ähnliche
und durch die Landesregie-

rung nicht veranlasste und
verantwortete Untersuchun-
gen erfolge und sie sich damit
ihrer Pflicht der sachgerech-
ten Ermittlung der tatsächli-
chen Arbeitszeit der Lehrkräf-
te entziehe.

»Das sture Verharren des Lan-
des, die Arbeitszeit der Lehr-
kräfte nicht an die gesetzlich
festgelegten Normen anzu-
passen, kommt nicht nur ei-
ner bewussten Vereitelung ih-
rer verfassungsrechtlichen
Pflichten gleich, sondern führt
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Erfassung der Arbeitszeit von
Lehrern ist überfällig.

Philologenverband Niedersachsen überreicht Petition an
Landtagspräsidenten Bernd Busemann

Forderung: Gesetzliche Vorgaben für
Beamte sollen endlich auch für Lehrer umgesetzt werden

Nach dem jüngst vorgestellten Rechtsgutachten von Prof. Dr. Battis wurde dem Landtags-
präsidenten Bernd Busemann vom Philologenverband Niedersachsen eine Petition mit

Tausenden von Unterschriften überreicht, mit der Forderung, dass endlich die Arbeitszeit der
Lehrer an die des übrigen öffentlichen Dienstes in Niedersachsen angepasst werden soll.

Vorstandsmitglied Helga Olejnik unterstrich während der Übergabe, dass die Lehrkräfte kei-
nerlei Verständnis dafür hätten, dass die gesetzlichen Vorgaben für die Arbeitszeit der Beam-
ten auf sie nicht angewandt würden.  Nach Auffassung des Philologenverbandes ständen auch
die Abgeordneten des Landtages in der Verantwortung dafür, dass die von ihnen beschlosse-
nen Gesetze verbindliche Grundlage staatlichen Handelns seien, denn die Nichtbeachtung ge-
setzlicher Vorgaben durch die Landesregierung käme einer Entmachtung des Parlaments
gleich. »Wir erwarten von den Abgeordneten, dass sie ihrem Amt als ‘Volksvertreter’ entspre-
chend mit den ihnen gegebenen Möglichkeiten Einfluss auf die Landesregierung nehmen, den
von ihnen verabschiedeten Gesetzen Geltung zu verschaffen«, unterstrich Olejnik.

auch zu schwerwiegenden
Konflikten mit der niedersäch-
sischen Lehrerschaft«, so der
Philologenverband. 

Erfassung der
Arbeitszeit von
Lehrern ist überfällig

Audritz erinnerte daran, dass
Verstöße des Landes gegen
verfassungsrechtliche Grund-
sätze und gesetzliche Vorga-
ben schon einmal zu dem für
das Land vernichtenden Urteil
des OVG Lüneburg vom Juni
2015 geführt hätten. »Wir er-
warten«, so Audritz, »dass das
Land sich dieses Mal rechts-
konform verhält, umgehend
eine Untersuchung der Lehrer-
arbeitszeit durchführt und da-
mit neue gerichtliche Ausei-
nandersetzungen
vermeidet.« 

CDU und FDP unterstützen
die Forderung der Philologen
nach einer Erfassung der Ar-
beitszeit. Das sei überfällig.
Kultusministerin Heiligen-
stadt ließ nun erklären, die
Durchführung einer Lehrerar-
beitszeituntersuchung durch
das Land »war und ist völlig
unstrittig«. Diesen Worten
müssten zügig die erforderli-
chen Taten folgen; denn das
allein wäre Indiz für die
Glaubwürdigkeit der jetzigen
Äußerungen, so Audritz.

Quelle: news4teachers.de
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Mit Worten Welten
erschaffen
Junge Lyriker zwischen Gut und Böse

von MALTE BLÜMKE

Das sind die Schlagzeilen
der Presse zur beein-
druckenden Eröffnung

des Bundesgedichtwettbe-
werbs ‘lyrix’ im Trierer Stadt-
museum Simeonstift an der
Porta Nigra für den Monat
September. Mehr als einhun-
dert Schüler, Lehrer und Eh-
rengäste waren in das Stadt-
museum gekommen, um zu
erfahren, was es mit dem
Wettbewerbsthema ‘Zwischen
Gut und Böse’ auf sich hat und
was das Thema mit der gro-
ßen Nero-Ausstellung der drei
Trierer Museen, dem Rheini-
schen Landesmuseum, dem
Museum am Dom und dem
Stadtmuseum, zu tun hat. Ne-
ro als Kaiser, Künstler und Ty-
rann wird gemeinhin als böse
wahrgenommen, er hatte al-
lerdings in seinen ersten Re-
gierungsjahren als Friedens-
kaiser und Künstler durchaus
auch Gutes geleistet, was die
Ausstellung zur Verblüffung
der bisher schon über 150.000
Besucher beweisen kann. Die

Nero-Ausstellung war nicht
nur Hintergrund der ‘lyrix’-Er-
öffnung, sondern in allen drei
beteiligten Museen Inspirati-
onsquelle zum lyrischen
Schreiben für die zahlreichen
Schreibwerkstätten mit Schu-
len aus Trier und Umgebung,
die jeweils durch fachkundige
Führungen der Museumspä-
dagogen der drei Museen ein-
geleitet wurden. 

Trier bereits zum
vierten Mal ‘lyrix’-
Gastgeber

Die Unterstützung durch die
Schirmherrschaft und Förde-
rung der Bildungsministerin
von Rheinland-Pfalz, Dr. Stefa-
nie Hubig, die Eröffnung
durch Barbara Mathea vom
Bildungsministerium, das En-
gagement des ‘lyrix’-Kuratori-
umsmitglieds Dr. Klaus Sun-
dermann, die vorbildliche Ko-
operation der drei Trierer Mu-
seen mit den zur Eröffnung
anwesenden Museumleitun-
gen begleitet von ihren Muse-
umspädagoginnen, das Team
von Deutschland Radio und
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‘lyrix e.V.’ mit Carolin Kramer
und Hannah Kleinen und das
Engagement des Philologen-
verbandes und des Friedrich-
Bödecker-Kreises mit Horst
Schädlich und Franz Diehl
machten Trier für einen Tag
zur deutschen Lyrik-Metropo-
le. Einmal mehr erwies sich
Trier als ein guter Gastgeber
für ‘lyrix’, bei den drei letzten
Malen ging es um das Thema
der ‘unsterblichen Liebe’, den
Versuch Helden ‘vom Sockel
zu stürzen’ und der spannen-
den Suche nach ‘dem golde-
nen Schatz’.

Jede Wahrheit kann
eine Metapher und
jede Metapher eine
Wahrheit sein

im Mittelpunkt standen die-
ses Mal der Lyriker und Kin-
derbuchautor Georg Bydlinski
aus Wien und der mehrfache
‘lyrix’-Preisträger Martin Pie-
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kar aus Frankfurt, welche die
gebannt lauschenden Schüler
mit Gedichten und Liedern
auf eine lyrische Reise mit-
nahmen und auf das Thema
einstimmten. 

»Jede Wahrheit kann eine Me-
tapher und jede Metapher ei-
ne Wahrheit sein.« Das sagt
Julia Fourate, mehrfache ‘ly-
rix’-Preisträgerin. Julia hat
Recht. Allerdings: Wer sich
heutzutage mit Lyrik in Hoch-
schule, Schule und Verlagswe-
sen beschäftigt, weiß, dass Ly-
rik einen schweren Stand hat.
Man spricht von ‘Rezeptions-
blockaden’. Wir fragen uns
manchmal, was haben wir als
Deutschlehrer falsch gemacht,
wenn Lyrik in der allgemeinen
Meinung als langweilig, öde,
schwer verständlich, schwie-
rig und nur als Mittel zum
Auswendiglernen und für die
Notengebung dargestellt
wird. Stimmt dieses Bild oder
ist es nur ein Klischee, das
auch nicht besser wird, wenn
es stets wiederholt wird? Der
‘lyrix’-Wettbewerb zeigt et-
was Anderes. Denn die ‘lyrix’-
Gedichte, vor allem die der
Preisträgerinnen und Preisträ-
ger, zeigen eine sprachliche
Intensität, Qualität, Leiden-
schaft und Kreativität, die ei-
nem die Sprache verschlagen.
Die ‘lyrix’-Geschichte ist von
2008 bis heute eine relativ
kurze. Aber wir können sagen,
dass es quantitativ und quali-
tativ eine Erfolgsgeschichte
geworden ist. Mit rund 10.000
Gedichten ist der Lyrik-Wett-
bewerb sehr erfolgreich. Die
Preisträgergedichte warten
mit zahlreichen stilistischen
und thematischen Innovatio-
nen auf. ‘Lyrix’ ist es gelungen,
die Tür der Lyrik zum Klassen-
zimmer in Deutschland und
der Welt zu öffnen.

Stolz verwies Barbara Mathea,
darauf, dass Rheinland-Pfalz
bei dem ‘lyrix’-Wettbewerb in
der konzeptionellen Gestal-
tung, der Juryarbeit und mit
zahlreichen Schreibwerkstät-

Das Publikum bei der Ein-
führungsveranstaltung zu
‘lyrix’ im Stadtmuseum
Simeonstift in Trier.
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Migrationsschreibwerkstatt des Au-

guste-Viktoria-Gymnasiums unter
den wachsamen Augen des Lyrikers

Martin Piekar.
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ten einen wesentlichen Bei-
trag geleistet habe, der sich in
der erfolgreichen ‘lyrix’-Wett-
bewerbsteilnahme von Jonas
Kohnen, Elias Peschke, Julia
Fourate, Laura-Sophie-Eugenie
Cronhardt-Lück-Giessen, Ce-
lestine Cronhardt-Lück-Gies-
sen, Moritz Schlenstedt zeige.

Carolin Kramer und Hannah
Kleinen von der ‘lyrix’-Ge-
schäftsstelle erläuterten den
Wettbewerbsverlauf. Zu je-
dem Monatsthema können
junge Leute im Alter von zehn
bis zwanzig Gedichte einrei-
chen. Am Ende eines jeden
Monats kürt eine Jury fünf
Monatsgewinner, aus dem
Kreis der Monatsgewinner
werden zum Jahresende zwölf
Jahresgewinner ausgewählt,
die an einem professionellen
‘lyrix’-Workshop in Berlin teil-
nehmen dürfen.

Von Anfang an war es das ‘ly-
rix’-Prinzip, die jungen ‘lyrix’-
Leute mit professionellen Au-

toren zusammenzubringen.
‘Lyrix’ will nicht nur die Preis-
trägerinnen und Preisträger
bei der Bundessiegerehrung in
Berlin daran teilhaben lassen,
sondern gerade auch Schüle-
rinnen und Schüler, die erste
oder zweite Schritte im kreati-
ven Umgang mit der gebun-
denen Sprache machen. Im
Anschluss an die Eröffnung
leiteten der vielfach ausge-
zeichnete Lyriker und Musiker
Georg Bydlinski aus Wien und
‘lyrix’-Preisträger Martin Pie-
kar die zentralen Workshops
für Schülerinnen und Schüler,
kombiniert mit thematischen
Führungen durch das Stadt-
museum. 

Erfolg von ‘lyrix’ ist
durch die enge Ko-
operation mit den
Schulen und den
Lehrkräften möglich

Mit großer Motivation gingen
die Schülerinnen und Schüler
des Thomas-Morus-Gymnasi-
ums Daun, des Stefan-Andres-
Gymnasiums Schweich, der
IGS Trier, der Migrations-
schreibwerkstatt des Augus-
te-Viktoria-Gymnasiums Trier
und die Latein-Gruppe des
Friedrich-Wilhelm-Gymnasi-
ums Trier angeleitet von
Georg Bydlinski und Martin
Piekar nach der Eröffnung da-
ran, den Zwischenraum zwi-
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schen Gut und Böse mit ver-
dichteten sprachlichen Mit-
teln auszuloten.

Der Erfolg von ‘lyrix’ ist ohne
die enge Kooperation mit
den Schulen und den Lehr-
kräften undenkbar. Aus die-
sem Grunde hatte sich der
Bildungsausschuss des Phi-
lologenverbandes Rhein-
land-Pfalz mit seinem Vorsit-
zenden und ‘lyrix’-Jurymit-
glied Ralf Hoffmann nach
Trier auf den Weg gemacht
und konnte eine phantasti-
sche Lesung mit Georg Byd-
linski im Rheinischen Lan-
desmuseum erleben und an
einer exklusiven Führung
durch die Nero-Ausstellung
des Museums teilnehmen.
Mit den von Horst Schädlich
und Claudia Bergmann er-
stellten Unterrichtsmateria-
lien bietet ‘lyrix’ auch im
September den Lehrkräften
wieder eine wesentliche Un-
terstützung an. ■

Schülerinnen und Schüler des Thomas-Mo-
rus-Gymnasiums Daun nahmen an einer
Schreibwerkstatt mit dem österreichischen
Dichter Georg Bydlinski teil.

>
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Fachgespräch im Bundestag:

Beihilfesystem
ist alternativlos
Das eigenständige Beihilfesystem für Beamte
ist ein alternativloses, transparentes und leis-
tungsfähiges Instrument der Fürsorge. Das hat
dbb Vize und Beamtenvorstand Hans-Ulrich
Benra bekräftigt. „Wer die Systemfrage stellt,
muss gleichzeitig eine Antwort auf die Frage
haben, was durch ein neues System überhaupt
verbessert wird“, machte Benra bei einem
Fachgespräch der Grünen-Bundestagsfraktion
am 19. September 2016 in Berlin deutlich. 

Benra stellte mit Blick auf al-
ternativ diskutierte Versiche-
rungsmodelle, insbesondere
die sogenannte Bürgerversi-
cherung klar: „Das wäre abso-
lutes Neuland und zudem auf-
grund der föderalisierten Be-
amtenrechtskompetenzen un-
kalkulierbar. Für Experimente
ist die Zahl der Betroffenen
viel zu groß.“

Der dbb lehne die Einführung
einer einheitlichen Bürgerver-
sicherung daher strikt ab, er-
gänzte Benra. „Nicht nur, weil
die Restkostenversicherung
der privaten Krankenversiche-
rung die beamtenrechtliche
Beihilfe perfekt ergänzt, son-
dern weil das Beihilfesystem

mit dem beamtenrechtlichen
Fürsorgeprinzip eng verwoben
und zudem ökonomisch sinn-
voll ist, weil es nur für Ge-
sundheitsaufwendungen ein-
tritt, die auch tatsächlich an-
fallen.“ Wer sich von Modellen
wie der Bürgerversicherung
eine Entlastung der gesetzli-
chen Krankenversicherung er-
hoffe, liege falsch, so Benra:
„Wenn der Kreis der Versicher-
ten auf die Beamten ausge-
weitet wird, erwachsen aus
den zusätzlichen Einnahmen
doch auch zusätzliche Leis-
tungsansprüche.“ Und die
Dienstherrn würden nicht
zwingend um ihre Beihilfe
entlastet, müssten möglicher-
weise gleichzeitig noch einen

wie auch immer ausgestalte-
ten Arbeitgeberanteil aufbrin-
gen. Aus Sicht des dbb sei das
Beihilfesystem über die gesam-
te Laufzeit eines Beamten be-
trachtet das kostengünstigste
Modell zum Management der
Gesundheitskosten.

Es sei nicht von der Hand zu
weisen, dass auch das Beihilfe-
system struktureller Reformen
bedürfe, betonte Benra und
nannte als Beispiele eine Opti-
mierung der Abrechnungsver-
fahren und Lösungen für indi-
viduelle Versicherungskonstel-
lationen. „All dies kann aber in-
nerhalb des bestehenden und
sehr gut funktionierenden Bei-
hilfesystems erfolgen, ohne es
im Grundsatz infrage zu stel-
len“, so der dbb Vize.

Das beamtenrechtliche Beihil-
fesystem umfasst die Aufwen-
dungen des Dienstherrn im
Rahmen der Fürsorgepflicht für
Krankheits-, Pflege- und Ge-
burtsfälle sowie bei Maßnah-
men zur Früherkennung von
Krankheiten und Schutzimp-

fungen. Die Leistungen wer-
den ergänzt durch die Eigen-
vorsorge der Beamten, die
über eine private Krankenver-
sicherung abgedeckt und aus
den laufenden Bezügen zu be-
zahlen ist. Die Leistungen der
Beihilfe erfolgen im Gegen-
satz zum grundsätzlichen
Sachleistungsprinzip der ge-
setzlichen Krankenversiche-
rung als Kostenerstattung:
Der Beamte erhält eine Rech-
nung als Privatpatient, be-
gleicht diese und bekommt
die beihilfefähigen Aufwen-
dungen entsprechend dem
Beihilfebemessungssatz vom
Dienstherrn erstattet. Die Zu-
zahlungsregelungen orientie-
ren sich für den Bereich des
Bundes an den Regelungen
der gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Beamte können
auch freiwillig in die gesetzli-
che Krankenversicherung ein-
treten, wo sie jedoch den Bei-
trag zu hundert Prozent selbst
leisten müssen – einen ver-
gleichbaren Arbeitgeberanteil
gibt es für sie nicht. ■

Arbeitszeitdialog mit dem BMAS:

Beschäftigte wollen Arbeitszeit-Souveränität
Eine deutliche Ausweitung der Arbeitszeit-Souveränität hat dbb Vize
Ulrich Silberbach gefordert. „Der digitale Wandel der Arbeitswelt bie-
tet die große Chance, flexibel auf die unterschiedlichen Bedürfnisse
der Beschäftigten und ihre individuellen Lebenssituationen zu reagie-
ren“, sagte Silberbach beim Arbeitszeitdialog des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales (BMAS) am 30. August 2016 in Berlin.

„Diese Chance sollten Sozial-
partner und Gesetzgeber in
einem gemeinsamen Prozess,

der allen Belangen und Erfor-
dernissen angemessen Rech-
nung trägt, gemeinsam nut-

zen.“ Die Bedürfnisse der Be-
schäftigten an die Arbeitswelt
hätten sich gewandelt, mach-

te der dbb Vize deutlich. „Ab-
hängig von der jeweiligen Le-
benssituation besteht der
Wunsch, die Arbeitszeit flexi-
bel anzupassen, um sich

> Webtipp

Weitere Informationen im
Internet:
http://www.arbeitenvier-
null.de/dialogprozess.html
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Digitalisierung:

Verwaltung hinkt hinterher
Deutliche Defizite im Digitalisierungsprozess

sieht die dbb jugend im Bereich der öffentlichen
Verwaltung. „Derzeit hinken wir technisch in

grundlegenden Sachen so hinterher, dass man
nicht im Entferntesten von disruptiven Ge-

schäfts- und Prozessmodellen, von nachhalti-
gen Umbrüchen der Funktionalitäten, wie wir

sie teilweise in der Privatwirtschaft erleben,
sprechen kann“, sagte die dbb jugend-Vorsitzen-

de Sandra Kothe beim 21. Ministerialkongress
der Management- und Technologieberatung Be-

aringPoint am 2. September 2016 in Berlin. 

Zum Thema „Disruptiv – in der Verwaltung undenkbar“ diskutierten
Christoph Verenkotte, Präsident Bundesverwaltungsamt, dbb jugend-
Chefin Sandra Kothe, Rolf Alter, Director Public Governance and Terri-
torial Development bei der OECD, und Dr. Johannes Ludewig, Vorsit-
zender Nationaler Normenkontrollrat (von links).
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Es mangele an einfachen Din-
gen wie zeitgemäßer Hard-
wareausstattung, etwa an
schnellen Internetverbindun-
gen oder dienstlichen Mobil-
telefonen. „Smart Govern-
ment, die direkte Maschine-
zu-Maschine-Kommunikation,
spielt noch keine wirkliche
Rolle“, lautete Sandra Kothes
kritisches Fazit, dass sich mit
dem des Vorsitzenden des
Normenkontrollrats der Bun-
desregierung, Dr. Johannes
Ludewig, deckte. Er bemän-
gelte, dass es an einer konse-
quenten ebenenübergreifen-
den Zusammenarbeit bei der
Digitalisierung fehle und for-
derte einen eGovernment-
Pakt für Deutschland.

Zugleich betonte die dbb ju-
gend-Vorsitzende aber auch,
dass es mit Blick auf den öf-
fentlichen Dienst nicht um ei-
ne „Digitalisierung um jeden
Preis“ gehen dürfe. „Bei den
überwiegenden öffentlichen
Dienstleistungen geht es um
die Arbeit mit und für Men-
schen, um Entscheidungen,
die verantwortungsvoll ge-

troffen werden müssen, sei es
nun in der Kinderbetreuung,
in der Kranken- und Altenpfle-
ge, bei Sicherheits- und Ret-
tungskräften oder der Steuer-
erklärung“, so Kothe. „Smart
Government muss auch smart
und clever implementiert wer-
den – also dort, wo es für Be-
schäftigte wie Bürger und das
Allgemeininteresse gleichmä-
ßig Sinn macht. Als Instru-
ment für Personalabbau ist es
grundsätzlich abzulehnen.“
Bei allen Implementierungs-
prozessen müssten die Be-
schäftigen von Beginn an ein-
bezogen werden, „nicht zu-
letzt, weil sie die Experten auf
ihrem Gebiet sind, wenn es
um Optimierungspotenziale
geht.“

Unter der Überschrift „Werk-
statt ‚D‘ – digital, demokra-
tisch, demografieorientiert“
wurden auf dem Kongress die
Themenschwerpunkte Digita-
lisierung & Innovation, Orga-
nisation & Prozesse, Moderni-
sierung & Management sowie
Steuerung & Finanzen disku-
tiert. ■

insbesondere mehr Zeit für
die Familie, für Weiterbil-
dung oder für ein Ehrenamt
nehmen zu können. Die be-
stehenden gesetzlichen Rah-
menbedingungen lassen eine
selbstbestimmte Arbeitszeit-
Souveränität derzeit nicht zu.
Dies ist aber eine wichtige
Voraussetzung, um den ver-
änderten Ansprüchen an Ar-
beit gerecht zu werden, nicht
zuletzt ist sie ein wesentli-
ches Attraktivitätskriterium
bei der Arbeitgebersuche.“
Bausteine könnten hier etwa
die Weiterentwicklung des
Teilzeitrechts um neue Vari-
anten, je nach sozialpoliti-
scher Schwerpunktsetzung
auch mit finanzieller Unter-
stützung, oder etwa Wahlar-
beitszeit und zusätzliche
Freistellungsmöglichkeiten
sein.

Auch die Bestimmung des Ar-
beitsortes werde künftig eine
größere Rolle spielen, sagte
Silberbach. „Hier wird genau
zu prüfen sein, ob der Be-
schäftigte durch die Tele- oder
mobile Arbeit ent- oder belas-
tet wird, auch die Auswirkun-
gen für die Kollegen im ‚Nor-
malbetrieb‘ sind zu beden-
ken.“ Besonderer Anstrengun-
gen und Kreativität bedürfe
es zudem bei denjenigen Be-
rufs- und Beschäftigtengrup-
pen, die ihre Arbeit zwingend
unmittelbar am Menschen
verrichten, insbesondere in
Heil-, Pflege-, Erziehungs- und
Sozialberufen. „Auch diesen
Kollegen muss eine höhere
Selbstbestimmung bei der
Wahl von Arbeitszeit und Ar-
beitsort ermöglicht werden.“
„Für alle Freiräume, die durch
den technologischen Fort-

schritt neu entstehen, sind
gleichwohl Rahmenbedingun-
gen notwendig, die die Be-
schäftigten schützen“, beton-
te der dbb Vize. So fehlten bis-
lang effektive gesetzliche oder
betriebliche Regelungen zum
Umgang mit „ständiger Er-
reichbarkeit“. „Wir müssen si-
cherstellen, dass Flexibilität
nicht zu einer Entgrenzung
der Arbeit führt“, forderte Sil-
berbach. Außerdem müssten
„klassische Flexibilitäts-Fall-
stricke“ in Zukunft unbedingt
vermieden werden: „Insbe-
sondere Frauen dürfen auf-

grund von Kindererziehung
oder Angehörigenpflege und
der damit verbundenen Teil-
zeitphase oder Erwerbspause
nicht in die Altersarmutsfalle
geraten.“

Der „Arbeitszeitdialog“ ist Teil
des Dialogprozesses „Arbeit
4.0“ zur Zukunft der Arbeits-
gesellschaft, den das BMAS
bis Ende 2016 führt. Sozial-
partner, Politik, Zivilgesell-
schaft und Wissenschaft dis-
kutieren hier die Herausforde-
rungen und Chancen der mo-
dernen Arbeitswelt. ■
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> Der Autor

... Jahrgang 1958, wurde in
Stuttgart geboren. Er arbei-
tet seit Oktober 1990  beim
„Tagesspiegel“ in Berlin, zu-
nächst als Redakteur im
Ressort Fernsehen und Ra-
dio, mittlerweile als Leiter
des Ressorts Medien (Fern-
sehen, Radio, Print, Online).
Huber ist Mitglied der Jury
des Adolf-Grimme-Preises
und der Vorauswahl-Jury
des Robert Geisendörfer
Preises.

Viel Geld kann einen rastlos machen, zu viel
Geld kann einen ratlos machen. Die Ministerprä-
sidenten der Länder sind Letzteres, weil der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk im Geld schwimmt.
Der von den Ländern 2013 eingeführte Rund-
funkbeitrag als Finanzierungsmodell für ARD,
ZDF und das Deutschlandradio hat sich bewährt
– die Mehreinnahmen belaufen sich auf 1,5 Mil-
liarden Euro. Die Sender kommen an das Geld
nicht ran, es ist auf Sperrkonten eingefroren.

Was nun, was tun mit dem
Überschuss? Einzelne Minis-
terpräsidenten wie Reiner Ha-
seloff (CDU Sachsen-Anhalt)
fordern eine Absenkung des
monatlichen Rundfunkbeitra-
ges von aktuell 17,50 Euro um
30 Cent auf 17,20 Cent. Das
war auch die Empfehlung der
Kommission zur Ermittlung
des Finanzbedarfs (KEF) für
die nächste Gebührenperiode
2017 bis 2020. Die Vorsitzen-
de der Länder-Rundfunkkom-
mission, die rheinland-pfälzi-
sche Ministerpräsidentin Ma-
lu Dreyer (SPD), ist gegen eine
Rückzahlung an den Beitrags-
zahler – mit dem Argument,
„wir möchten möglichst lange
Beitragsstabilität sicherstel-
len“. Die Sender selbst frönen
der Überzeugung, sie hätten
lange genug auf mehr Geld
gewartet. Sie haben für die
Zeitspanne 2017 bis 2020 ins-
gesamt 38,5 Milliarden Euro
Finanzbedarf angemeldet –
das sind stolze zehn Prozent
mehr als zwischen 2013 und
2016.

Lässt sich ja alles bezahlen
mit dem Sparkonto, die Sen-
kung des Beitrages und der Fi-
nanzbedarf von ARD, ZDF und
Deutschlandradio. Nur: Ein
Sparkonto lässt sich nur ein-
mal plündern. Also droht von
der Periode 2021 an eine mas-
sive Erhöhung des Monatssat-

zes auf 19,10 Euro (falls er bei
17,50 Euro bleibt) oder auf
19,40 Euro (falls er auf 17,20
Euro reduziert wird). Das Sze-
nario lässt die Ministerpräsi-
denten blass werden. Sie
müssten den Wählern erklä-
ren, warum der öffentlich-
rechtliche Rundfunk plötzlich
so viel mehr Geld bekommen
soll, wenn vorher doch 17,50
Euro genügt haben. Und ist
die Akzeptanz des Rundfunk-
beitrages wirklich stabil? 25,4
Millionen der über 44 Millio-
nen Beitragskonten sind mit
Mahnverfahren belegt – Ten-
denz steigend. Die Verweige-
rung des Beitrages durch ein-
zelne AfD-Politiker wie Beatrix
von Storch sieht sich wie die
Vorhut einer größeren Boy-
kottbewegung an.

Die öffentlich-rechtlichen An-
stalten sind der unter Hand-
lungsdruck stehenden Rund-
funkpolitik bisher nicht entge-
gengekommen. Verlängern
die Sender ihre Steigerungsra-
te beim Finanzbedarf sorglos
weiter, werden sie für 2021
von der Rundfunkpolitik eine
saftige Beitragserhöhung er-
warten. Die Länderchefs in ih-
rer Not haben eine Arbeits-
gruppe eingesetzt, die sich
mit „Auftrag und Strukturop-
timierung der Rundfunkan-
stalten“ beschäftigen soll.
Druck schafft Gegendruck, in

irgendeiner Mitte wird man
sich schon treffen. Der Bei-
tragszahler ist wehrlos, also
wird er zahlen müssen.

Wer unter den Ministerpräsi-
denten Kraft und Mut hat, der
kann sich tatsächlich kritisch
über den Auftrag und über die
Strukturen der Öffentlich-
Rechtlichen beugen, ohne
gleich Auftrag und Strukturen
zu verbiegen. Der öffentlich-
rechtliche Rundfunk hat sich
unter den Augen der Rund-
funkpolitik mächtig aufge-
plustert: ARD, ZDF, Deutsch-
landradio, 3sat, Arte, Phoenix,
Kika, die Digitalkanäle von
ARD und ZDF, das gemeinsa-
me neue Onlineangebot zum
1. Oktober, die 55 UKW-Pro-
gramme plus die unzähligen
Internetradios der ARD, dieses
riesengroße Fernseh-Radio-
Onlineangebot ist nicht wie
Unkraut gewachsen, sondern
weil die Rundfunkpolitik stets
den Dünger dafür besorgt hat. 

Von den Sendern wird nicht
viel an Sparwillen kommen.
Sie sind Expansion gewohnt,
sie werden ihre Programme
nicht zurückfahren, sie wer-
den auf Teufel komm raus
Olympische Doping-Spiele
übertragen wollen und dass
sie ihre überbordenden Pen-
sionen selber kürzen, ist eine
Illusion aus dem Wolkenku-
ckucksheim. Die Politik hat ih-

nen das Beitragsmodell ge-
schenkt – und jetzt will die
Politik ein Sparmodell? Es ist
an den Ministerpräsidenten,
den Hätschelkindern ihre
Grenzen aufzuzeigen. 

Der böse Witz an der verque-
ren Sache ist, dass die Minis-
terpräsidenten der Länder
sich und den Beitragszahlern
vorgegaukelt haben, mit dem
Rundfunkzwangsbeitrag wäre
jede öffentlich-rechtliche Zu-
kunft bezahlt. Diese Zukunft
dauert aber nach bisheriger
Prognose nur bis 2020. Zeit
und Anlass genug, dass Politik
und Sender und Beitragszah-
ler sich darauf verständigen,
den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk als eine Ménage à
trois anzuerkennen. Heißt: Es
muss in diesem System mehr
als einen, es muss drei Profi-
teure geben. 

Dr. Joachim Huber 

Rundfunkbeitrag:

Sehen, staunen, zahlen
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Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz und Vorsitzende
der Rundfunkkommission der Länder: 

Die Öffentlich-Rechtlichen dürfen nicht zum
reinen Nischenrundfunk herabgestuft werden
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Die Rundfunkkommission
der Länder, deren Vorsit-
zende Sie sind, versteht
sich als Gesprächsforum
für die gemeinsame Me-
dienpolitik. Welche The-
men bestimmen – über
den Rundfunkbeitrag hi-
naus – die derzeitige Dis-
kussion?

Malu Dreyer

Aktuell diskutieren wir in
der Rundfunkkommission
wichtige europäische wie
auch nationale medienpo-
litische Fragen. So geht es
neben der Frage des Rund-
funkbeitrags etwa umdie
Revision der Richtlinie über
audiovisuelle Medien-
dienste der EU (AVMD-
Richtlinie). Dabei ist uns
besonders wichtig, dass
künftig die bisherige Un-
terscheidung zwischen li-
nearen und nichtlinearen
Angeboten konsequent
aufgegeben wird, um ein
an den Inhalten orientier-
tes abgestuftes Regulie-
rungssystem zu schaffen.
Darüber hinaus setzenwir
uns für eine weitereLibera-
lisierung der Werbezeiten
und für einen zeitgemäßen
Jugendmedienschutz ein.
Weitere Themen, mitdenen
wir uns derzeit im Länder-
kreis in der Rundfunkkom-
mission beschäftigen, sind
unter anderem die Überar-
beitung des Deutschland-
radio-Staatsvertrages zur

>

>

Umsetzung des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts
zur Staatsferne der Gre-
mien vom März 2014 und
die Fortentwicklung des Te-
lemedienauftrages der öf-
fentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten.

dbb magazin
Bereits 2003 hatten die Mi-
nisterpräsidenten Edmund
Stoiber (Bayern),Georg Mil-
bradt (Sachsen) und Peer
Steinbrück (NRW) das nach
ihren Initialenbenannte
SMS-Papier verfasst, in
dem eine umfassende Re-
form des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks gefordert
wurde. Darin wurden auch

>

wesentliche Reduzierun-
gen am Programmangebot
und beim Personal ver-
langt. Könnten Sie eine
kurze Bestandsaufnahme
zu diesen Bereichen zie-
hen?

Malu Dreyer
Der öffentlich-rechtliche
Rundfunk hat bereits in
den letzten Jahren deutli-
che Einsparungen, insbe-
sondere im Bereich Perso-
nal, erzielt. So wurden bei
den ARD-Anstalten zwi-
schen 2012 und 2016 über
400 Stellen, beim ZDF zwi-
schen 2009 und 2016 rund
200 Stellen eingespart. Die
Anstalten planen darüber

>

hinaus, im Rahmen ihrer
Konzepte bis 2020 weitere
Stellenstreichungen vorzu-
nehmen. Durch Koopera-
tionen im Verwaltungs-
und Programmbereich
konnten ebenfalls Syner-
gieeffekte genutzt und da-
mit Kosten gesenkt wer-
den. Diese Bemühungen
haben unter anderem dazu
geführt, dass seit 2009 kei-
ne Rundfunkbeitragserhö-
hung erforderlich war. Viel-
mehr konnte aufgrund der
Umstellung der Rundfunk-
gebühr zum Rundfunkbei-
trag eine Reduzierung des
monatlichen Rundfunkbei-
trages beschlossen wer-
den.

Malu
Dreyer
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Ungeachtet dessen sind
weitere Bemühungen der
Anstalten – auch nach
Sicht der Kommission zur
Ermittlung des Finanzbe-
darfs der Rundfunkanstal-
ten (KEF) – notwendig, um
den Rundfunkbeitrag auch
in den kommenden Jahren
auf einem angemessenen
Niveau zu halten.

Um den öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk für die
kommenden Jahre zu-
kunftsfähig aufzustellen,
sind wir daneben im Dia-
log mit den Anstalten im
Rahmen der Arbeitsgruppe
„Auftrag und Strukturopti-
mierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks“.
Hier werden derzeit die
möglichen Reformfelder in
der Rundfunkkommission
festgelegt, die gemeinsam
mit den Anstalten näher
beleuchtet werden, um die
künftigen Rahmenbedin-
gungen zu justieren.

dbb magazin

Bei ihrer Sitzung im Juni
2016 konnten sich dieMi-
nisterpräsidenten der Län-
der nicht auf eine einheitli-
che Linie zum Rundfunk-
beitrag einigen. Die KEF
hatte eine Absenkung des
Beitrags von jetzt monat-
lich 17,20 Euro um 30 Cent
empfohlen. Nun sollen die
Länderregierungschefs im
Oktober entscheiden. Was
erwarten Sie?

Malu Dreyer

Es ist meine Aufgabe als
Vorsitzende der Rundfunk-
kommission, gemeinsam
mit den anderen Regie-
rungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder, die
Empfehlung der KEF zur
Beitragssenkung auf unser

>

>

Ziel der Beitragsstabilität
hin zu überprüfen. Im Ge-
gensatz zur KEF, die bei der
Ermittlung des Finanzbe-
darfs bisher nur eine Bei-
tragsperiode von vier Jah-
ren im Blick hat, ist es un-
sere Aufgabe, für eine
langfristig angemessene
Beitragshöhe zu sorgen.
Wir werden uns dahersehr
genau anschauen müssen,
wie sich eine Beitragssen-
kung zum derzeitigen Zeit-
punkt auf die weitere Bei-
tragsentwicklung auswir-
ken würde.
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Nachrichtenmedien gibt es
in Deutschland wie Sand
am Meer: Radio, Fernse-
hen, Print, Online und de-
ren Querverwertung in den
sozialen Medien. Welche
Inhalte kann der neue
ARD-Hauptstadtblog bie-
ten, die noch nicht irgend-
wo online sind?

Malu Dreyer

Zur zeitgemäßen Erfüllung
des Auftrags des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks
gehört es auch, dass die
Anstalten ihr Publikum
über alle verfügbaren Ka-
näle, also auch online, er-
reichen. Insofern stellt der
ARD-Hauptstadtblog ein
weiteres interaktives For-
mat dar, mit dem die An-
stalten mit ihren Nutzerin-
nen und Nutzern direkt in
Kontakt treten können. Da-
bei werden sich die The-
men aufgrund ihrer Aktua-
litätsicherlich auch mit
derBerichterstattung in
den Hauptprogrammen
oder auf anderen Plattfor-
men überschneiden. Wich-
tig ist es aus meiner Sicht
daher, dass der öffentlich-
rechtliche Rundfunk solche

>

>

Formate insbesondere zur
Hintergrundberichterstat-
tung und Ergänzung des
Programmangebots im In-
teresse der Beitragszahle-
rinnen und Beitragszahler
nutzt. Die konkrete Gestal-
tung liegt dabei im Rah-
men der Programmfreiheit,
selbstverständlich in der
Programmverantwortung
der Anstalten und der dor-
tigen Gremien und ent-
zieht sich damit medienpo-
litischen Vorgaben.
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Nicht nur bei den privaten,
sondern auch beiden öf-
fentlich-rechtlichen Sen-
dern wird mit Vorliebe ge-
stohlen, geraubt, geschän-
det und gemordet. Gehö-
ren solche Formate tat-
sächlich zum kulturellen
Grundversorgungsauftrag
der Rundfunkanstalten?  

Malu Dreyer

Der Auftrag des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks um-
fasst auch nach der Recht-

>

>

sprechung des Bundesver-
fassungsgerichts die Berei-
che Bildung, Kultur, Infor-
mation und Unterhaltung.
Insofern sind fiktionale For-
mate, wie etwa der sonn-
tägliche Tatort oder auch
andere Krimis ebensowie
die Übertragung von Sport-
veranstaltungen oder
Shows, von diesem Pro-
grammauftrag umfasst. In
der Vergangenheit gab es
immer wieder Forderun-
gen, der öffentlich-rechtli-
che Rundfunk dürfe nur das
senden, was etwa die priva-
ten Sender nicht anbieten.
Der öffentlich-rechtliche
Rundfunk darf aber, wie
schon das Bundesverfas-
sungsgericht festgestellt
hat, nicht zum reinen „Ni-
schenrundfunk“ herabge-
stuft werden. Es muss dem
öffentlich-rechtlichen
Rundfunk möglich sein, im
Interesse der Zuschauerin-
nen und Zuschauer die
ganze Breite gesellschaft-
lich relevanter Themen und
Bereiche abzudecken. ■

> Malu Dreyer …

… Jahrgang 1961, wurde in Neustadt
an der Weinstraße geboren und stu-
dierte nach dem Abitur zunächst in
Mainz Anglistik und Theologie, wech-
selte dann zum Fachbereich Rechts-
wissenschaften. 1990 schloss sie mit
dem zweiten Staatsexamen ab und
arbeitete zunächst als Wissenschaft-
liche Assistentin im Fachbereich
Rechtswissenschaften an der Johan-
nes-Gutenberg-Universität Mainz.

Anschließend war sie als Staatsanwältin in Bad Kreuznach tätig.
Von 1992 bis 1995 war Malu Dreyer als Mitarbeiterin des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Rheinland-Pfälzischen Landtags in
Mainz beschäftigt. 1995 wurde sie zur Hauptamtlichen Bürger-
meisterin in Bad Kreuznach gewählt. Von 1997 bis 2002 war Malu
Dreyer Dezernentin für Soziales, Jugend und Wohnender Stadt
Mainz. Im Jahr 2002 wurde sie Ministerin für Arbeit, Soziales, Fa-
milie und Gesundheit in Rheinland-Pfalz. Sie übte das Amt auch
nach den Landtagswahlen 2006 und 2011 aus. Am 16. Januar
2013 wurde sie zur Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz ge-
wählt und am 18. Mai 2016 im Amt bestätigt. Die SPD-Politikerin
führt die Landesregierung in einer Koalition aus SPD, FDP und
Bündnis 90/Die Grünen. 




